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Vorwort

Dieses Buch hat zum Ziel, die Entwicklung des chinesischen Staatskapitals von der Antike bis in die heutige Zeit darzustellen und zu untersuchen. Angefangen bei den Eingriffen in die Wirtschaft und der direkten Regie des Gewerbes durch den chinesischen Feudalstaat (dieser Teil kann als Vorläufer des Staatskapitals betrachtet werden) über die ganze Neuzeit bis hin zu den Staatsbetrieben des neuen China werden die Entwicklungen und Besonderheiten von über 2000 Jahren chinesischem Staatskapital grob anhand der chronologischen Reihenfolge untersucht. Unter anderem werden die nationalen Besonderheiten Chinas sowie die Stellung, Wirkung und Entwicklungsrichtungen des Staatskapitals erörtert. Lenin zeigte in seinem Kommentar zu den Untersuchungen der Narodniki zur Frage der Entwicklung des russischen Kapitalismus auf: „Häufig wird bei uns das Wesen der Frage nach den ‚Schicksalen des Kapitalismus in Rußland‘ so dargestellt, als käme die größte Bedeutung der Frage zu: Wie schnell? (d. h., wie schnell entwickelt sich der Kapitalismus?). In Wirklichkeit aber ist von unvergleichlich größerer Bedeutung die Frage: Wie eigentlich? und die Frage: Woraus? (d. h., wie war die vorkapitalistische Wirtschaftsordnung in Rußland beschaffen?). Die Hauptfehler der volkstümlerischen Ökonomie [gemeint sind die Narodniki] bestehen in der falschen Beantwortung eben dieser beiden Fragen […].“1 Die Gründe für die Schwerfälligkeit und die Windungen in der Entwicklung des chinesischen Kapitalismus und das lange Bestehen der chinesischen Feudalwirtschaft sind miteinander verwoben. Die Entstehung und die Entwicklung des chinesischen Sozialismus sind gleichermaßen mit diesen Faktoren eng verbunden. Der chinesische Sozialismus ist auf dem Fundament eines halbfeudalen-halbkolonialen überholten Systems, in dem der Kapitalismus noch nicht vollständig entwickelt war und die Produktivkräfte vergleichsweise rückständig waren, entstanden. Um sich gänzlich von einem solchen überholten System befreien zu können, ein neues System zu bestimmen und zu perfektionieren, braucht es einen langwierigen Prozess. Genau dies ist die nationale Besonderheit Chinas in der ersten Entwicklungsphase des Sozialismus. Nationale Besonderheiten sind eine Widerspiegelung der Traditionen. Traditionen können kritisiert werden, verändert werden, aber sie können nicht einfach abgeschnitten werden, denn die aktuelle Entwicklung lässt sich nicht ohne ihre historischen Wurzeln verstehen. Das Alte spiegeln, um das Neue zu erkennen: Die prägenden Merkmale Chinas liegen in den nationalen Besonderheiten und den Traditionen des Landes.

1. Die Wirtschaftsstruktur der chinesischen Feudalgesellschaft und die ökonomische Funktion des Staates

Marx führte einst an: „Die spezifische ökonomische Form, in der unbezahlte Mehrarbeit aus den unmittelbaren Produzenten ausgepumpt wird, bestimmt das Herrschafts- und Knechtschaftsverhältnis, wie es unmittelbar aus der Produktion selbst hervorwächst und seinerseits bestimmend auf sie zurückwirkt. Hierauf aber gründet sich die ganze Gestaltung des ökonomischen, aus den Produktionsverhältnissen selbst hervorwachsende Gemeinwesen und damit zugleich seine spezifische politische Gestalt. Es ist jedes Mal das unmittelbare Verhältnis der Eigentümer der Produktionsbedingungen zu den unmittelbaren Produzenten – ein Verhältnis, dessen jedesmalige Form stets naturgemäß einer bestimmten Entwicklungsstufe der Art und Weise der Arbeit und daher ihrer gesellschaftlichen Produktivkraft entspricht, worin wir das innerste Geheimnis, die verborgene Grundlage der ganzen gesellschaftlichen Konstruktion und daher auch der politischen Form des Souveränitäts- und Abhängigkeitsverhältnisses, kurz, der jedesmaligen spezifischen Staatsform finden.“2

Zweifellos verfügt die Entwicklung der Feudalgesellschaft Chinas über einzigartige Besonderheiten. Diese aber werden nur verständlich, wenn die Gesamtheit der allgemeinen Gesetze des Marxismus in Bezug auf die gesellschaftliche und die menschliche Entwicklung als Leitfaden der Untersuchung herangezogen werden. Eine Analyse der Feudalwirtschaft Chinas muss weiterhin von ihren realen Gegebenheiten ausgehen und diese den feudalen Systemen anderer Länder und Regionen vergleichend gegenüberstellen. Dabei sollten weder einzelne Grundsätze isoliert zur Untersuchung angewandt werden, noch sollte die vergleichende Betrachtung einzelner Erscheinungen eine Analyse des Wesens der Feudalwirtschaft Chinas ersetzen. Noch weniger kann man durch willkürliches Nebeneinanderstellen einzelner Phänomene echte Vergleiche substituieren und die chinesische Feudalgesellschaft in irgendein Korsett zwängen. In manchen Thesen zur chinesischen Wirtschaftsgeschichte heißt es, China hätte seinen Übergang in den Feudalismus nie vollendet, die chinesische Feudalgesellschaft wäre auf lange Frist in Stagnation geraten, in ihr würden „besonders starre Strukturen“ existieren oder die chinesische Feudalgesellschaft hätte in ihrer Endphase unmöglich in den Kapitalismus übergehen können. Manche verstehen den chinesischen Kapitalismus gar als eine von außen auferlegte Entwicklung. Eben solche Thesen stützen sich auf vereinfachte, fehlerhafte Forschungsmethoden. Sie weichen von der Realität der chinesischen Feudalgesellschaft und den allgemeinen Grundprinzipien des Marxismus ab.

Die Entwicklung des feudalen Wirtschaftssystems Chinas lässt sich im Wesentlichen in zwei Phasen gliedern: Bei der ersten Phase handelt es sich um die Wirtschaftsperiode des Feudalherrensystems. Sie beginnt mit der westlichen Zhou-Dynastie (11. Jahrhundert – 770 v. Chr.) und dauert bis zum Ende der Frühlings- und Herbstperiode (722 – 481 v. Chr.) an. Die zweite Phase erstreckt sich von der Zeit der streitenden Reiche (453 – 221 v. Chr.) bis zur Qing-Dynastie (1644 – 1911) und ist charakterisiert durch ein Privateigentumssystem. Zur Mitte der Tang-Dynastie (618 – 907) lässt sie sich wiederum in zwei Teilphasen untergliedern. In der ersten Teilphase nahmen adelige Grundherren die Vorherrschaft ein. Zu jener Zeit waren an vielen Stellen noch die Spuren der vorangegangenen Leibeigenschaft erkennbar. Während der zweiten Teilphase hingegen bildete sich die typische Form einer Grundeigentumswirtschaft heraus. China unterscheidet sich von Europa und anderen feudalen Staaten vor allem durch diese zweite Phase. Für gewöhnlich haben Feudalstaaten entweder keine solche Entwicklungsphase erlebt (wie Deutschland oder Russland) oder diese Phase brachte mit dem Aufkommen des Kapitalismus früher oder später das Wirtschaftssystem der Feudalherren zu Fall. Daher wurde diese Phase, ohne bereits vollständig entwickelt zu sein, bereits von der kapitalistischen Produktionsweise zunehmend verdrängt und abgelöst (England und Frankreich können zu diesen Ländern gezählt werden). Dementsprechend dauerte diese Phase im Höchstfall circa 300 Jahre an. Nur in China hielt diese Phase über zweitausend Jahre an, da es keine Herausforderungen durch neue Produktionsweisen gab und so eine vollständige Ausreifung dieses Systems erreicht werden konnte. Auf diese Weise konnte ein eigenständig existierender Idealzustand erreicht werden. Im Folgenden sollen die grundsätzlichen Charakteristika der sozioökonomischen Struktur dieser Phase analysiert werden.

In einem feudalen Wirtschaftssystem ist die Landwirtschaft der gesellschaftlich wichtigste Produktionszweig. Auf diese Weise wird das Grundeigentum zum Kernelement der sozioökonomischen Struktur. Das Grundeigentum der Feudalgesellschaft Chinas in der zweiten Teilphase war komplex und verfügte über folgende Charakteristika:


	Wenn Privateigentum und Staatseigentum an Ackerland koexistieren, nahm das Privateigentum die dominierende Stellung ein. Wenn ein Eigentumssystem der Grundbesitzer und ein Eigentumssystem von Kleinbauern koexistierten, nahm das Eigentumssystem der Grundbesitzer die beherrschende Position ein. Vor der zweiten Teilphase existierte zeitgleich Grundeigentum durch adelige Grundherren, nichtadelige Grundherren, den Staat und Kleinbauern. Das Grundeigentum des Adels nahm eine vergleichsweise vorteilhafte Stellung ein. Als Ergänzung bestanden in größerem Umfang ein System mit Staatseigentum und eines mit Grundeigentum von Kleinbauern. In der späteren Teilphase existierte zwar immer noch Grundeigentum durch Grundbesitzer, den Staat und Kleinbauern, der Staatsbesitz jedoch nahm verhältnismäßig ab und der Besitz von Kleinbauern wandelte sich immer mehr in von Grundherren verpachtetes Land. So erreichte das System der Grundherren eine überwältigende Dominanz. 



	Die Diversität der Eigentumsverhältnisse bot für die Streuung und Bewegung der Bodenrechte eine notwendige Voraussetzung. So konnte mit Boden in einem gewissen Rahmen Handel getrieben werden. Allerdings fehlte es dem feudalen Grundeigentum in China an einer hierarchischen Organisation. Dieses Problem verschlimmerte sich im Laufe der Zeit. Der wirtschaftliche Rang und Status der gesellschaftlichen Klassen, das heißt Hierarchien konnten sich verschieben, Land jedoch war das wichtigste Symbol gesellschaftlichen Reichtums und der Klassenzugehörigkeit. All dies sorgte dafür, dass die Aspekte Pacht, Profit und Zinsen miteinander verschmolzen und so ein Wirtschaftsband zwischen Landbesitzern, Kaufleuten und Geldverleihern entstand. Dies verschärfte das Problem der Landkonzentration und führte zu einem wachsenden Eigentum von Großgrundbesitzern bei gleichzeitigem Niedergang der Kleinbauern. 



	Der Staat und die Grundbesitzer betrieben gewöhnlich nicht unmittelbar Landwirtschaft, sondern verpachteten ihr Land verstreut an Kleinbauern, die es jeweils einzeln bewirtschafteten. Verglichen mit den Leibeigenen des Feudalherrensystems, besaßen die von den Grundherren pachtenden Kleinbauern mehr Freiheiten. Zwar behielten sie in unterschiedlichem Grad noch das persönliche Abhängigkeitsverhältnis bei, dieses lockerte sich jedoch immer mehr. Allerdings war die Bindung der Kleinbauern an ihr Land schwach. Es fehlte in der Wirtschaft an Sicherheit und es gab einen starken Wettbewerb. Dies führte einerseits zu einem Anstieg der gesellschaftlichen Arbeitsproduktivität, andererseits jedoch verstärkte es die Brutalität der Ausbeutung durch die Grundbesitzer. Die Verwandlung der Mehrprodukte in Pacht und Steuern stärkte die Herrschaft der Grundherren und ihres Staates. Dies führte dazu, dass sich die wirtschaftliche Lage der Kleinbauern immer weiter verschlechterte und die dezentral funktionierende Landwirtschaft im Wesentlichen zu einer einfachen Struktur der Reproduktion wurde. 





Die Diversifizierung des Grundeigentums sowie die Dezentralisierung der Landwirtschaft brachten einige unausweichliche Folgen mit sich. Sie sorgten dafür, dass das feudale Eigentumssystem in China unmöglich zu einem jener ausgereiften feudalen Wirtschaftssysteme mit Feudalherren als herrschender Schicht werden konnte. Stattdessen entstand ein System, in dem die selbstversorgenden Bauern nicht nur die von ihnen benötigten landwirtschaftlichen Produkte selbst produzierten, sondern auch die Handwerksprodukte, die sie für die Bewältigung ihres Alltags brauchten. Diese Produktionsstruktur, in der subsistenzwirtschaftlicher Ackerbau und Familienhandwerk miteinander vereint wurden, war die Grundstruktur der feudalen Wirtschaft Chinas und deren besondere Ausdrucksform der Naturalwirtschaft in der späteren Teilphase. Außerdem liegt eine grundlegende Besonderheit dieser Symbiose in der Verknüpfung von Ackerbau und Textilarbeit. Der Rahmen der Selbstversorgung beschränkte sich hauptsächlich auf Nahrung und Kleidung. Das bedeutete, dass das Angebot eines Teils der Produktionsmittel (zum Beispiel Arbeitswerkzeuge) und Konsumgüter von Austausch und Markt abhing. Die Mehrarbeit, die sich der Grundherr aneignete, war aber vor allem Rendite in Form von Naturalien, weniger handwerkliche Produkte und fertige Agrarprodukte, deren Konsum noch stärker vom Markt abhing. Wenn man dann noch die Ausgangsmaterialien der Textilprodukte sowie die Begrenzungen durch geographische Gegebenheiten bei der Herstellung regionaler Produkte in Betracht zieht, dann wird die Unvollkommenheit dieser Naturalwirtschaft umso deutlicher.

Die Herstellung kleiner Waren in Stadt und Land entstand und erfuhr eine starke Entwicklung, da sie im Wirtschaftssystem der Grundherren eine notwendige Ergänzung der Produktion darstellte. Der Handel, welcher auf der zwar verstreuten, für sich genommen winzigen, aber zahlenmäßig großen kleinbäuerlichen Wirtschaft und der Produktion kleiner Waren basierte, konstituierte ein besonderes Phänomen des zweiten Zeitabschnitts der chinesischen Feudalgesellschaft nach dem Verlust ihrer klassischen Form. Insbesondere auch der Umschlagshandel erfuhr große Prosperität und Entwicklung.

Diese Warenwirtschaft, ein Nebenprodukt der Entstehung eines auf Grundeigentum basierenden Wirtschaftssystems, war nicht unabhängig. Zu einem gewissen Maße war sie von der traditionellen, feudalen Naturalwirtschaft abhängig und dieser untergeordnet. Allerdings war die Entwicklung der Warenwirtschaft letztlich das Ergebnis der Wirkung der gesellschaftlichen Produktivkräfte und das Produkt der Ausweitung der gesellschaftlichen Arbeitsteilung und des gesellschaftlichen Austauschs. Die auf dem System der Grundherren basierende Wirtschaft erreichte im Vergleich zur Wirtschaft des Feudalherren-Systems eine höhere Produktivkraft. Dies führte zu einer starken Veränderung der klassischen Naturalwirtschaft. Sie benötigte eine Entwicklung der Produktion kleiner Waren und Handel als ihre Ergänzung. Die Naturalwirtschaft und die Warenwirtschaft waren gegenseitig existenziell voneinander abhängig, beide waren sowohl einander entgegengesetzt als auch komplementär zueinander und verbreiterten die Wirtschaftsgrundlage der zweiten Teilphase. Der Zentralismus der chinesischen Feudalgesellschaft ist genau auf einer solchen Grundlage begründet und weiterentwickelt worden.

Marx hält fest: „Die absolute Monarchie, die in Spanien ein Material vorfand, das seiner ganzen Natur nach der Zentralisation widerstrebte, tat denn auch alles, was in ihrer Macht stand, das Wachstum gemeinsamer Interessen - wie sie die nationale Arbeitsteilung und die Vielfältigkeit des Inlandsverkehrs mit sich bringen - zu verhindern, und zerstörte so die Basis, auf der allein ein einheitliches Verwaltungssystem und eine allgemeine Gesetzgebung geschaffen werden kann.“3 Bisher wurde in den Diskussionen über den chinesischen Zentralismus zur Feudalzeit entweder vertreten, dass die Wirtschaft der Grundherren oder dass die kleinbäuerliche Wirtschaft seine Grundlage gewesen wäre, wobei letztere Ansicht grundfalsch ist. Es wurden auch aus der Verknüpfung beider Sichtweisen Beweise geführt. Kurz gesagt, stimmten alle darin überein, dass die natürliche Wirtschaft die Grundlage des zentralistischen Staates gewesen wäre. Sie ignorierten die Wirkung der Entwicklung der Warenwirtschaft auf seine Formung. Manche zwängten die Warenwirtschaft ohne Betrachtung der Wirklichkeit sogar in ihre Vorstellungen herein und bestritten den Unterschied zwischen Warenwirtschaft und Naturalwirtschaft. Sie setzten sie gleich. Bestimmte politische Systeme und Staatsformen sind immer das Ergebnis einer wirtschaftlichen Entwicklung. Der Lauf der Weltgeschichte hat dies bewiesen. Unter einer vergleichsweise reinen Form der Naturalwirtschaft mit einem auf den Feudalherren basierenden Wirtschaftssystem als charakteristischem Merkmal kann sich kein Staatssystem zentralistischer Form herausbilden. Beispielsweise florierte einst das zentralistische Staatssystem in der Epoche der europäischen Sklavenhaltergesellschaft, in der feudalen Naturalwirtschaft des Mittelalters kam es jedoch nicht mehr vor. Karl der Große beabsichtigte im Frankenreich, in dem eine auf Feudalherren beruhende Wirtschaft die beherrschende Stellung innehatte, ein monarchisch-zentralistisches System zu errichten, aber er scheiterte. Nachdem im Byzantinischen Reich das System der Feudalherren gefestigt war, ging auch sein zentralistisches System nach und nach unter. Das asiatische Japan versuchte mit allen Mitteln das System der chinesischen Han-Dynastie (202 v.Chr. – 220 n.Chr.) nachzuahmen, aber in mehr als 1000 Jahren war es nicht in der Lage, einen zentralistischen Staat zu errichten. Und auch in der Periode der chinesischen Feudalgesellschaft unter der Wei- (220-265), Jin- (265-420) und den Südlichen und Nördlichen Dynastien (420-589) kam es aufgrund der Wandlung von adeligen Grundherren zu Feudalherren dazu, dass das zentralistische Staatssystem mehrmals zerfiel. Die frühere und spätere Teilphase des zweiten Zeitabschnittes zeigten einen Unterschied im Entwicklungsniveau des zentralisierten Staatssystems und dem Grad seiner Stabilität. Dieser begründete sich durch den unterschiedlichen Reifegrad des auf den Grundherren basierenden Wirtschaftssystems und den Entwicklungsgrad der Warenwirtschaft.

Dieses Buch hat nicht die Absicht, den gesamten Prozess der Entstehung und Entwicklung des zentralistischen Staatssystems im chinesischen Feudalismus zu erläutern und nimmt auch keinen Bezug auf andere Aspekte dieses Systems. Es konzentriert sich lediglich darauf, die wirtschaftliche Funktion des zentralisierten Feudalstaates und seinen tiefgreifenden Einfluss auf die Struktur von Gesellschaft und Wirtschaft zu erklären. Gemäß Marx' Darlegungen zur Staatsfunktion im antiken Ostasien können antike Staaten unter gewissen Voraussetzungen über eine Art wirtschaftliche Funktion verfügen.4 Selbstverständlich unterschieden sich China, Indien und andere Länder. Es ist keineswegs so, dass aufgrund des Einflusses der geographischen Umgebung ein zentralistischer Feudalstaat entstand. Wir haben diese Fragestellung im Obenstehenden bereits behandelt. Das zentralistische Staatssystem Chinas stand auf der Grundlage einer entwickelten Wirtschaft der Grundherren und einer damit verbundenen, vergleichsweise weit entwickelten Warenwirtschaft. Es war eben das Produkt einer hoch entwickelten feudalgesellschaftlichen Zivilisation. Die vergleichsweise entwickelten Produktivkräfte der zweiten Teilphase und die umfänglichen Beziehungen zwischen Gesellschaft und Wirtschaft sorgten für eine vervollkommnetere und höher entwickelte wirtschaftliche Funktion zentralistischer Feudalstaaten im Vergleich zu anderen Staaten. Diese wirtschaftliche Funktion glich keineswegs dem staatlichen Wasserbau Indiens oder anderer Staaten, der einzig und allein aus der Notwendigkeit zur gemeinsamen Bewässerung heraus verfolgt wurde, obgleich auch der chinesische Feudalstaat in großem Umfang Wasserbau betrieb. Außerdem beschäftigte der Zentralstaat sich auch noch mit Verkehr und Landesverteidigung sowie anderen Projekten. Diese Aspekte bildeten jedoch nicht den Hauptteil seiner wirtschaftlichen Funktion. Die wirtschaftliche Funktion des zentralistischen Feudalstaates in China zeigt sich in diesen drei Aspekten: Erstens im Aufbau und der Verwaltung des Wasserbaus, von Verkehrsinfrastruktur und der Landesverteidigung, zweitens in den Eingriffen in die gesellschaftliche Reproduktion durch die Erhebung von Steuern sowie die Durchführung aller Art von wirtschaftspolitischen Leitlinien und drittens in der direkten Regie des Handwerks, des Handels und der Landwirtschaft.

Was den ersten Punkt angeht, so war dieser selbstverständlich ein Teil des Handelns des zentralistischen Staates und bedarf keiner näheren Erläuterung. Es soll lediglich betont werden, dass der Aufbau und die Verwaltung solcher staatlichen Projekte einen großen Einsatz an menschlicher Arbeitskraft sowie an materiellen und finanziellen Ressourcen erforderten. Sie nahmen einen beträchtlichen Anteil der gesamten Staatsausgaben ein und übten eine außerordentlich wichtige Wirkung auf die Entwicklung von Gesellschaft und Wirtschaft aus. Der zweite und dritte Aspekt waren miteinander verknüpft. Marx erläuterte einmal: „Andrerseits, auf der Basis jeder Produktionsweise, befördert der Handel die Erzeugung von überschüssigem Produkt, bestimmt, in den Austausch einzugehen, um die Genüsse oder die Schätze der Produzenten (worunter hier die Eigner der Produkte zu verstehen sind) zu vermehren; gibt also der Produktion einen mehr und mehr auf den Tauschwert gerichteten Charakter.“ „Der Handel wirkt deshalb überall mehr oder minder auflösend auf die vorgefundenen Organisationen der Produktion, die in allen ihren verschiedenen Formen hauptsächlich auf den Gebrauchswert gerichtet sind.“5 Die stärker ausgeprägte gesellschaftliche Arbeitsteilung und die Entwicklung der Warenwirtschaft in der zweiten Teilphase wirkten sich kontinuierlich positiv auf die Prosperität der auf Grundeigentum basierenden Wirtschaft aus. Aber die der auf feudalem Grundeigentum basierenden Wirtschaft als Ergänzung dienende Herstellung kleiner Waren und der Handel stellten wiederum objektiv eine Negierung der Naturalwirtschaft dar. Eine übermäßige Entwicklung dieser Zweige hätte notwendigerweise die Grundlage der auf Grundeigentum basierenden Wirtschaft gefährdet und die Grundpfeiler des zentralistischen Staates zum Wanken gebracht. Dies konnte die Grundherrenklasse nicht riskieren. Daher griff die feudale Staatsmacht durch die Eintreibung von Steuern und alle Arten von wirtschaftspolitischen Leitlinien in die gesellschaftliche Reproduktion ein. Sie versuchte mit Nachdruck, die Entwicklung der Warenwirtschaft zu dämpfen, um so die Grundpfeiler der Herrschaft der Grundherrenklasse zu festigen. Alle Dynastien vertraten folgende Grundsätze als Kerninhalte ihrer Wirtschaftspolitik: „Die Bauern achten, die Händler unterdrücken.“ „Das Fundament stärken, das Unwesentliche unterdrücken“. Sie ermunterten zu landwirtschaftlicher Produktion und erhoben hohe Steuern auf Handel, schränkten Händler in ihren Geschäftsaktivitäten ein und setzten den gesellschaftlichen Rang der Händler herab. All dies taten sie mit dem Ziel, die Entwicklung des Handelskapitals und seinen auflösenden Effekt auf die kleinbäuerliche Wirtschaft zu dämpfen. Aber die Entwicklung von Warenwirtschaft war ein Ausdruck gesellschaftlicher Produktivkraft. Als solche konnte sie nicht mithilfe irgendeiner wirtschaftspolitischen Leitlinie nach Belieben in ihrer Entwicklung unterdrückt werden. Eine korrekte Darstellung der geschichtlichen Entwicklung ließe sich so wiedergeben: „Das heutige Gesetz verachtet die Händler, die Händler aber besitzen schon Reichtum und Ruhm; die Bauern sind zwar respektiert, doch ihnen bleibt nur Armut und Entwürdigung!“6 Genau in der Bewegung dieses Widerspruches zwischen Naturalwirtschaft und Warenwirtschaft erreichte der dritte Aspekt der wirtschaftlichen Funktion des zentralistischen Feudalstaates eine besonders hohe Entwicklung.

Staatliches Handwerk existierte bereits im Feudalherrensystem der Zhou-Dynastie in Form eines mit dem System der Bauernleibeigenschaft korrespondierenden Systems von leibeigenen Handwerkern. Sie produzierten hauptsächlich Gebrauchsartikel des Feudaladels und Militärprodukte. Hierbei handelte es sich um eine typische Form der Naturalwirtschaft. Erst zur Zeit der Han-Dynastie (202 v.Chr. – 220 n.Chr.) kam es zu einer wesentlichen Veränderung. Zu jener Zeit war die Produktion nicht mehr nur auf nicht profitorientierte Handwerksprodukte für den Eigengebrauch und Militärprodukte beschränkt, sie weitete sich immer mehr auf die profitorientierte Produktion wichtiger Produkte aus, die sich auf die Finanzen des Staates und den Lebensunterhalt des Volkes auswirkten. Diese Produktion beinhaltete zum Beispiel die Herstellung von Salz, die Verhüttung von Eisen sowie anderes Bergbaugewerbe, die Prägung von Münzen und Schiffsbau. Der Umfang dieser Wirtschaftsaktivitäten vergrößerte sich mehr und mehr und die Organisation der Produktion wurde immer rigoroser. Die Ziele der Monopolisierung der Produktion wichtiger Handwerksprodukte durch den zentralistischen Feudalstaat beinhaltete drei Aspekte: die Steigerung der Einkünfte des Staatshaushaltes und der Wirtschaftskraft des Feudalstaates sowie zweitens die Unterdrückung der Entwicklung der Warenproduktion und drittens die Festigung der auf Grundeigentum basierenden Wirtschaft. Die letzten beiden Aspekte sind dabei von besonders wichtiger Bedeutung, wie auch in den „Diskursen über Salz und Eisen“ festgehalten: 

„Das Ziel des momentanen Plans zur Vereinigung des Salz- und des Eisenmonopols ist nicht nur die Profite beim Staat anzuhäufen, sondern die Errichtung des Fundamentalen (der Landwirtschaft Anmerkung des Übersetzers) und die Unterdrückung des Unwesentlichen, das Auseinandertreiben von Cliquen, das Verbot von Extravaganz sowie der Uneinheitlichkeit der Verwaltung ein Ende zu setzen. […] Einst hatten die einflussreichen großen Familien Kontrolle über den Profit von Bergen und Meer erlangt, sie bauten Eisen ab und schmolzen es und stellten Salz her. Eine Familie versammelte über tausend Menschen, zum Großteil solche Menschen, die fern von ihrer Heimat waren und die Gräber ihrer Vorfahren verlassen hatten. Sie schlossen sich einer großen Familie an und versammelten sich in den Tiefen der Berge und den öden Marschländern und machten Schlechtigkeit und Falschheit zu ihrer Sache und halfen den Cliquen, ihre Macht zu stärken. Ihre Bereitschaft, Böses zu tun, war ebenfalls groß.“7

Gleichzeitig erweiterte der Feudalstaat seine Wirtschaftsaktivitäten auch auf den Handelsbereich. So richtete der Staat verschiedene Ämter ein, die unter anderem den Warenfluss, Preise und Lagerung (vor allem von Grundnahrungsmitteln) kontrollierten. Dabei stützte er sich auf seine gewaltige Wirtschaftskraft und seine über die Wirtschaft hinausgehende politische Macht, um ein landesweites Handelsnetz mit der Hauptstadt als Zentrum zu errichten. Für einige wichtige Waren, wie etwa auch für Alkohol, richtete er ein Handelsmonopol ein. Der Staat behielt in hohem Maße die Kontrolle über Warenfluss und Markt und erhielt einen enormen Gewinn daraus. Daraus wird ersichtlich, dass der Staat in der praktischen Durchführung der Politik der Achtung der Bauern und der Unterdrückung der Händler Unterschiede machte. Er unterdrückte nur Handwerk und Handel des Volkes, jedoch war die Entwicklung von staatlich betriebenem Handwerk und Handel voll und ganz im Einklang mit den Interessen der Grundherrenklasse. Dies geschah frei nach dem Prinzip: sich selbst stärken, den anderen unterdrücken. Immer handelten sie im Sinne der Festigung ihrer herrschenden Position. Dies war das Ergebnis einer Systemwahl. Gleichzeitig zum Eingreifen und zur Regulierung der gesellschaftlichen Reproduktion mithilfe von wirtschaftspolitischen Leitlinien nutzte der Feudalstaat bestimmte Methoden in der Wirtschaft, um in Form direkter staatlicher Beteiligung an Wirtschaftsaktivitäten das bereits bestehende Wirtschafts- und Gesellschaftssystem abzusichern. Dies kann als Systeminnovation verstanden werden.

Die unmittelbare Beteiligung des Staates an Handwerk und Handel wurde in der Tang-Dynastie (618 – 907) und der Song-Dynastie (960 – 1279) und in jeder der auf diese folgenden Dynastien weiterentwickelt. Der Umfang dieser staatlichen Handwerks- und Handelsaktivitäten vergrößerte sich zunehmend und sowohl die innere Arbeitsteilung als auch die Produktionstechniken erreichten ein hohes Niveau. Dies konstituierte einen wichtigen Faktor für die Prosperität der chinesischen Feudalwirtschaft. Das staatliche Gewerbe unterschied sich seinem Wesen nach von gewöhnlicher Warenwirtschaft, dennoch verfügte es über die äußerlichen Merkmale einer Warenwirtschaft. Es war ein Ergebnis der Veränderungen in der Wirtschaftsstruktur während der zweiten Teilphase. Bei ihm handelte es sich um eine besondere Form von Mischwirtschaft nach grundlegenden Veränderungen in der Naturalwirtschaft. Die Entwicklung des staatlichen Gewerbes schränkte das nichtstaatliche Handwerk ein, insbesondere den Markt für dieses Handwerk in den Städten. So verhinderte es, dass Handelskapital in Kapital für das produzierende Gewerbe verwandelt werden konnte. Damit einhergehend stärkte die Entwicklung des staatlichen Handels auch weitergehend die Kontrolle der auf der Herrschaft der Grundherren basierenden Wirtschaft über das Handwerk der Städte und auf dem Land und unterdrückte damit die Entwicklung von Handelskapital. Dies schwächte den auflösenden Effekt des Handelskapitals auf die kleinbäuerliche Wirtschaft und sorgte dafür, dass das Handelskapital sich der Grundherrenwirtschaft unterordnen musste. Die staatlich betriebene Landwirtschaft basierte hauptsächlich auf einem Siedlungstruppensystem8, dessen militärische und politische Auswirkungen selbstverständlich groß waren. In verschiedenen Dynastien jedoch waren Ausmaß und Einfluss dieses Systems unterschiedlich. Sein Anteil war insgesamt gesehen eher gering, weshalb in diesem Abschnitt nicht mehr weiter darauf eingegangen wird. Als Teil der Wirtschaftsstruktur der chinesischen Feudalgesellschaft, als Pufferstruktur zwischen Natural- und Warenwirtschaft und als Wirtschaftskraft hat das staatliche Gewerbe sowohl die wirtschaftliche Grundlage des Systems der Grundherrenwirtschaft weiter gestärkt als auch den Zentralismus gefestigt. Daher bedarf die Rolle des staatlichen Gewerbes in der Wirtschaftsstruktur der chinesischen Feudalgesellschaft einer näheren Analyse. Bei einer historischen Gesamtbetrachtung aller Dynastien fallen bestimmte Entwicklungsmuster immer wieder auf. In der Frühphase einer Dynastie entsprachen die politischen Maßnahmen den Notwendigkeiten. Außerdem war die Fähigkeit des Staates, an der Wirtschaft teilzunehmen, in sie einzugreifen und sie zu regulieren, vergleichsweise stark. Insgesamt gesehen befand sich die Gesellschaft in solchen Zeiten in einer Phase des Aufschwungs und der Entwicklung. In den mittleren und späten Phasen neigten die herrschenden Cliquen jedoch immer mehr zu Korruption. Außerdem nahm die Fähigkeit des Staates, an der Wirtschaft teilzunehmen, in sie einzugreifen und sie zu regulieren, stetig ab. Es kam sogar zu rückwärtsgerichteten Regulierungen. Die Regierung verwandelte sich dann immer mehr in eine plündernde Institution und verschärfte die wirtschaftliche Not der Kleinbauern und anderer arbeitender Schichten. Dabei leistete sie Despotie und willkürlicher Aneignung von Eigentum Vorschub. Die Wirtschaft kam zum Stillstand und entwickelte sich sogar zurück. Naturkatastrophen und vom Menschen verursachte Katastrophen brachen gleichzeitig herein und die gesellschaftlichen Widersprüche verschärften sich immer weiter. Es zeigte sich, dass es bald mit dieser Dynastie zu Ende gehen würde. In solchen Phasen musste jederzeit mit Bauernaufständen und Dynastiewechseln gerechnet werden. Genau in diesen immer wiederkehrenden, ganze Epochen in Frage stellenden Zeiten wurden der Aufschwung und die Entwicklung der chinesischen Feudalgesellschaft immer wieder ausgebremst. Diese von Dynastiewechseln begleitete Instabilität wirkte sich unzweifelhaft negativ auf die Entwicklung von Gesellschaft und Wirtschaft aus.

2. Die chinesische Feudalgesellschaft und die Entwicklung des Kapitalismus

„Seine Existenz [des Kaufmannskapitals Anmerkung des Übersetzers] und Entwicklung zu einer gewissen Höhe ist selbst historische Voraussetzung für die Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise […].“9 Es lässt sich feststellen, dass in den Wirtschaftsstrukturen der chinesischen Feudalgesellschaft seit der Tang- und Song-Dynastie die materiellen Bedingungen vorhanden waren, die diese historische Voraussetzung hätten schaffen können. Bereits vor der Ming-Dynastie finden sich einige Aufzeichnungen über zufällige Begebenheiten und Erscheinungen, die sich mit dem Kapitalismus in Verbindung bringen lassen. Die meisten Forscher vertreten die Meinung, dass die chinesische Feudalgesellschaft seit der mittleren Periode der Ming-Dynastie (ab ca. 1460) bereits deutlich erkennbare Keime kapitalistischer Verhältnisse gezeigt habe. Genau genommen bedeutet „Keime kapitalistischer Verhältnisse“ lediglich, dass eine Produktionsweise vereinzelt in den alten Gesellschafts- und Wirtschaftsstrukturen auftritt, streng genommen bildet dies keine eigenständige Entwicklungsetappe der neuen Produktionsweise. Marx erörterte: „Die ökonomische Struktur der kapitalistischen Gesellschaft ist hervorgegangen aus der ökonomischen Struktur der feudalen Gesellschaft. Die Auflösung dieser hat die Elemente jener freigesetzt.“10 Die Keime des chinesischen Kapitalismus zeigten sich zwar früh, jedoch ging die Auflösung der feudalen Wirtschaftsstruktur außerordentlich langsam vonstatten. Welche Ursache war dafür verantwortlich? Jedwede Produktionsweise ist historisch nur zeitweilig, der Sichtweise einer sogenannten „übermäßig stabilen Struktur“ mangelt es historisch und logisch an Belegen. Neue Produktionsverhältnisse und ihre Macht, die unter der Einwirkung der Entwicklung der Produktivkräfte entstanden sind, können nicht mehr aufgehalten werden, sobald sie einmal hervorgebracht wurden. Wie lange sich die alte Produktionsweise noch erhalten kann, hängt einerseits von der Stabilität ihrer inneren Strukturen ab und andererseits von ihrer vorübergehenden Toleranzfähigkeit gegenüber der neuen Produktionsweise. Die Wirtschaftsstruktur der chinesischen Feudalgesellschaft erwies sich in beiden oben genannten Aspekten als besonders. Gleiches gilt auch für ihre einzigartige Gesamtstruktur. Daher konnte die Auflösung des Feudalismus nur langsam voranschreiten, womit wiederum die Entwicklung der kapitalistischen Produktionsweise behindert wurde.

Die Auflösung feudaler Wirtschaftsstrukturen wird normalerweise durch die Einwirkung des Handelskapitals angetrieben. Der Handel im chinesischen Feudalzeitalter florierte zwar und wies eine hohe Entwicklung auf, doch die Stärke seiner auflösenden Wirkung auf die alte Produktionsweise stand nicht im Verhältnis zu seinem Entwicklungsgrad. Ein solches Phänomen zeigt sich auch im von Marx analysierten Beispiel: „Doch ist seine Entwicklung, für sich genommen, wie wir gleich unten noch weiter sehn werden, unzureichend, um den Übergang einer Produktionsweise in die andre zu vermitteln und zu erklären.“ „Wieweit er aber die Auflösung der alten Produktionsweise bewirkt, hängt zunächst ab von ihrer Festigkeit und inneren Gliederung. Und wohin dieser Prozess der Auflösung ausläuft, d.h. welche neue Produktionsweise an Stelle der alten tritt, hängt nicht vom Handel ab, sondern vom Charakter der alten Produktionsweise selbst.“11 Das Handelskapital im chinesischen Feudalismus verfügte über zwei markante Besonderheiten: Diese beinhalten erstens seinen Parasitismus gegenüber der kleinbäuerlichen Wirtschaft und der Produktion kleiner Gebrauchsgüter sowie zweitens seine Unterordnung unter die Grundherrenwirtschaft. In der feudalen Grundherrenwirtschaft Chinas gab es die folgenden Arten von gesellschaftlichen Produkten, die als Waren in die Zirkulationssphäre eingingen: 


	Aus der Produktion notwendig hervorgehende Produkte eigenständiger Bauern, die Landwirtschaft und Handwerk miteinander verbanden (Bauern, die ihr eigenes Land bewirtschafteten, erwirtschafteten also ein eigenes Mehrprodukt)



	Produkte einzelner selbstständiger Handwerker



	Feudale Grundrente



	Produkte nichtstaatlicher Handwerksbetriebe in späteren Perioden



	Produkte staatlicher Handwerksbetriebe



	Vom Staat erhobene Steuern (inklusive Grundrente auf staatlichen Landbesitz und einem Teil der auf diesen Ländereien erwirtschafteten Produkte). 





Private Handwerksbetriebe waren Teil der kapitalistischen Wirtschaft. Die in den Punkten fünf und sechs aufgezählten Formen standen in keinem Zusammenhang mit dem nichtstaatlichen Handel. Diese Erkenntnisse merken wir uns und diskutieren sie zunächst nicht weiter. Aus den ersten drei Formen lässt sich erkennen, dass die Hauptanbieter von gesellschaftlichen Produkten definitiv die eigenständigen Bauern und einzelne selbstständige Handwerker waren. Die Bauern waren keine direkten Warenproduzenten, sie verkauften und tausuchten einen Teil ihrer notwendigen Produkte, um andere Gebrauchswerte zu erlangen: Für sie „[…] ist es also nicht, wie in der normalen kapitalistischen Produktionsweise, nötig, daß der Marktpreis des Bodenprodukts hoch genug steige, um ihm den Durchschnittsprofit abzuwerfen, und noch weniger einen in der Form der Rente fixierten Überschuß über diesen Durchschnittsprofit. Es ist also nicht nötig, daß der Marktpreis steige, sei es zum Wert, sei es zum Produktionspreis seines Produkts.“12 Des Weiteren unterschied sich der einzelne selbstständige Handwerker als Produzent kleiner Gebrauchsgegenstände zwar vom Bauern, jedoch lag der Antrieb seiner Produktion ebenfalls nicht in der Erwirtschaftung von Mehrwert. Seine Produkte gingen hauptsächlich zum Austausch mit anderen, von ihnen benötigten Gütern in die Zirkulationssphäre ein. Diese Produktionsstruktur glich jener der kleinbäuerlichen Wirtschaft und war dementsprechend ebenfalls auf die einfache Reproduktion ausgerichtet.

Das Handelskapital durchlief mit diesen beiden Gesellschaftsgruppen als weitläufiger Grundlage eine eigenständige Entwicklung im Produktenaustausch einer noch wenig entwickelten Gesamtgesellschaft und erlangte eine herrschende Position gegenüber der produzierenden Wirtschaft. Es bemächtigte sich durch Prellerei, das heißt billigen Ankauf und teuren Verkauf, des allergrößten Teils oder sogar des gesamten Mehrprodukts der Bauern und einzelnen selbstständigen Handwerker (an dieser Stelle bezieht sich dies auf den übrigen, nicht vom feudalen Grundherrn und seiner Staatsmacht geplünderten überschüssigen Teil). Für die Bauern bedeutete dies also die direkte Aneignung dieser aus ihrer Produktion notwendig hervorgegangenen Produkte durch das Handelskapital. Die Entwicklung des Handels und des Handelskapitals sorgte für eine stetige Entwicklung in Richtung einer auf Austausch von Werten gerichteten Produktion. Gleichzeitig stiegen die Produktionsmengen ebenfalls stetig an. Trotz alledem waren die allermeisten Produzenten nicht in der Lage, ihren wirtschaftlichen Rang zu verbessern. Die Situation mancher verschlechterte sich sogar zusehends und brachte sie unter noch stärkere Kontrolle der Grundherren und des Handelskapitals. Unter den von Marx angesprochenen zwei Wegen, die zum Übergang vom Feudalismus in den Kapitalismus führen, erscheint „[d]er Produzent wird Kaufmann und Kapitalist […]“, den Marx als „de[n] wirklich revolutionierende[n] Weg“ bezeichnet, kaum vorstellbar für die selbstständigen Produzenten kleiner Gebrauchsgegenstände in der chinesischen Feudalgesellschaft, geschweige denn für die Landwirtschaft und Handwerk verbindenden eigenständigen Bauern. Das häusliche Handwerk in der Naturalwirtschaft ist die stabliste Bastion im Widerstand gegen die kapitalistische Produktionsweise. Die direkte Übernahme der Produktion durch die Händler als alternativer Weg hätte aufgrund der Unterordnung des Handelskapitals unter die Grundherrenklasse ebenfalls einen außerordentlich schwierigen und langsamen Übergang nach sich gezogen. In der zweiten Teilphase der chinesischen Feudalgesellschaft ergab sich aus den Besonderheiten des Grundbesitzsystems eine Allianz aus Grundherren, Händlern und Geldverleihern mit Wucherzinsen. Es gab eine Form der gegenseitigen Vereinbarkeit von Handelskapital und Grundherrenwirtschaft, eine große Summe des Handelsprofits wurde vom Grundbesitz aufgesogen. Das Ergebnis dessen war sicherlich nicht eine weitere Entwicklung der Warenwirtschaft, sondern die Förderung der Anhäufung von Landbesitz und damit des Großgrundbesitzes. Zusammenfassend lässt sich festhalten, dass der auflösende Effekt des Handelskapitals gegenüber der feudalen Wirtschaftsstruktur durch seine Unterordnung unter die Grundherrenwirtschaft und seine Vereinbarkeit mit dieser enorm geschwächt wurde. Engels sagte: „Der Kaufmann war das revolutionäre Element in dieser Gesellschaft, wo alles sonst stabil war, stabil sozusagen durch Erblichkeit […]. In diese Welt trat nun der Kaufmann, von dem ihre Umwälzung ausgehen sollte. Aber nicht als bewußter Revolutionär; im Gegenteil, als Fleisch von ihrem Fleisch, Bein von ihrem Bein. Der Kaufmann des Mittelalters war durchaus kein Individualist, er war wesentlich Genossenschafter, wie alle seine Zeitgenossen.“13 Es scheint, als könnte man den auflösenden Effekt des Handelskapitals als revolutionärem Element gegenüber der feudalen Wirtschaftsstruktur nicht hoch genug einschätzen. Als Teil des feudalen Ganzen, der sich den Regeln anpasste, erfüllte es jedoch genau das Gegenteil seiner eigentlichen Aufgabe. Beim Vergleich der Besonderheiten im Übergang der chinesischen und der westlichen Feudalgesellschaft zum Kapitalismus sollten wir dieser Tatsache ausreichende Beachtung schenken.

Oben haben wir die Stabilität des feudalen Wirtschaftssystems erläutert, darüber hinaus stellen die Auswirkungen der ökonomischen Funktionen des Feudalstaates auf die Wirtschaft einen weiteren wichtigen Aspekt unserer Untersuchungen dar. Im Entwicklungsprozess der feudalen Wirtschaft waren das städtische Handwerk und das selbstständige Handwerk der Dörfer besonders vielversprechend für die Herausbildung einer industriellen Produktionsweise. Sie vergrößerten stetig den Umfang ihrer Produktion und entwickelten Arbeitsteilung und Kooperation weiter. All dies kennzeichnete ein erstes Aufblitzen des Kapitalismus. Wie oben bereits erwähnt, gestaltete sich der Übergang des selbstständigen Handwerks in den Städten und auf dem Land schwierig aufgrund des Parasitismus und des auspressenden Charakters des Handelskapitals. An dieser Stelle soll noch einmal weitergehend die Behinderung der Entwicklung des privaten Handwerks durch staatliches Handwerk und staatlichen Handel betont werden. 

Das staatlich betriebene Handwerk begrenzte das private Handwerk vor allem durch seine alleinige Kontrolle über die Arbeitskräfte im Land und die Einschränkung des Marktes in den Städten und auf dem Land, der letzterem zur Verfügung stand. Vor der mittleren Periode der Tang-Dynastie waren, außer Beamten, Sklaven und Sträflingen, viele Arbeitskräfte des staatlich betriebenen Handwerks Soldaten auf Zeit, Handwerker sowie andere körperliche Arbeit verrichtende Personen, die Zwangsarbeit für die feudale Staatsmacht verrichteten. Sie bekamen im Prinzip keine Entschädigung für ihre Arbeitskraft. Zu dieser Zeit bezog das staatliche Handwerk seine Arbeitskräfte in erster Linie aus einer Art Zwangsarbeitssystem. Von der mittleren Periode der Tang-Dynastie bis zur Ming-Dynastie wandelte sich dieses Zwangsarbeitssystem zunehmend zu einem Arbeitspflichtsystem. Das Unterordnungsverhältnis der Handwerker unter die feudale Staatsmacht lockerte sich. Dennoch gelang es dem Staat, durch die Schaffung eines Einwohnermeldesystems bei Bedarf ständig auf diese Arbeitskräfte zurückgreifen zu können. So wurden die selbstständigen Handwerker in den Städten und auf dem Land quasi zur Reservearmee für die staatlichen Handwerksbetriebe. Dieses staatliche Arbeitskräftemeldesystem hemmte die Entwicklung der selbstständigen Handwerker. Der Arbeitsort, an dem die Handwerker ihren Dienst ableisteten, war normalerweise weit von ihrer Heimat entfernt. Daher kostete allein schon die Anreise viel Zeit und man benötigte für einen Monat Arbeitseinsatz in Wirklichkeit zwei bis drei Monate. Außerdem bekamen die Handwerker der staatlichen Betriebe kaum etwas für ihre Arbeit am Einsatzort, wozu noch der Missbrauch und die Ausbeutung durch die Beamten am Einsatzort kamen. Damit wurde dieses System seiner Bezeichnung als „Arbeitsrekrutierung“ voll und ganz gerecht. Die Handwerker arbeiteten in diesen Betrieben beinahe umsonst. Die feudalen Fesseln, welche das staatlich betriebene Handwerk den Arbeitskräften des privaten Handwerks anlegte, waren ein schwerwiegendes Hindernis für die Entwicklung des selbstständigen Handwerks.

Die Behinderung des nichtstaatlichen Handwerks durch das staatliche Handwerk auf dem Markt war ebenfalls offensichtlich. Schon in der Qin- (221 – 206 v.Chr.) und der Han-Dynastie wurde ein vereinigter, zentralisierter Feudalstaat geschaffen. Da aber die Naturalwirtschaft die beherrschende Stellung einnahm, waren die wesentlichen Märkte noch immer kleine lokale und regionale Märkte. Landesweite Märkte boten für die Entwicklung des Handwerks große Möglichkeiten, da dort wichtige Produkte gehandelt wurden. Sie existierten zwar schon früh, jedoch wurden sie nahezu ausschließlich vom staatlichen Gewerbe vereinnahmt. Selbst der Markt für handwerkliche Konsumgüter (insbesondere Luxusgüter), die die feudale herrschende Klasse benötigte, wurde durch die Eigenproduktion der staatlichen Handwerksbetriebe weitestgehend gesättigt. Daher konnte das selbstständige Handwerk sich nur mit den auf Naturalwirtschaft fokussierten Bauernhaushalten und dem von ihnen betriebenen Handwerk um die winzigen lokalen Märkte streiten. Eine Erweiterung des Marktes ist eine Vorbedingung für die Entwicklung der Warenproduktion. Das Ergebnis dieses nur beschränkten Marktzuganges zeigte sich in der nur geringen Betriebsgröße im selbstständigen Handwerk. Der Fortschritt der Produktionstechniken und die Steigerung der Produktivkräfte verliefen entsprechend ebenfalls nur schleppend. Damit einhergehend wurde auch die Investition von Handelskapital in die Produktion unattraktiv. An dieser Stelle soll zusätzlich noch auf die Rolle des staatlichen Handels hingewiesen werden. Der staatliche Handel hat durch sein monopolistisches Vorgehen bei wichtigen Waren nicht nur die Entwicklung des privaten Handelskapitals unterdrückt und dessen auflösende Wirkung auf die Naturalwirtschaft geschwächt, sondern auch den Angriff des nichtstaatlichen Handwerks auf den landesweiten Markt verhindert. So hat er die Kontrolle des Feudalstaates über das private Handwerk noch weiter gestärkt und die Schlüsselrolle des staatlichen Handwerks abgesichert.

Außerdem kontrollierte und monopolisierte der staatliche Handel den internationalen Handel. Damit unterdrückte er eine Erweiterung des Absatzmarktes nach außen. Man darf den negativen Effekt dessen auf die Entwicklung des privaten Handels und Handwerks nicht unterschätzen. Die frühesten kapitalistischen Produktionsverhältnisse in Europa traten in der Schifffahrt, der Textilindustrie und im Bergbau hervor, nicht zuletzt, da diese Wirtschaftszweige in der gesellschaftlichen und ökonomischen Entwicklung einen globalen Einfluss besaßen. Sie öffneten leicht Märkte und gleichzeitig konnten diese Zweige am ehesten einen Durchbruch in den Produktivkräften erzielen. Außer diesen drei Bereichen waren in China auch die Porzellanproduktion und der Schiffsbau von nationaler Bedeutung, ihre Produktivkräfte waren vergleichsweise hoch entwickelt. Aber da vor der Mitte der Ming-Dynastie das staatlich betriebene Handwerk in der handwerklichen Produktion die beherrschende Stellung einnahm, fand die hohe Produktivkraftentwicklung der oben genannten Produktionszweige hauptsächlich nicht in den selbstständigen Handwerkern ihren Ausdruck, sondern im staatlich betriebenen Handwerk. Dies ist der wesentliche Grund, aus dem enorm selten Handwerkstätten in größerem Umfang aus den Reihen der selbstständigen Handwerker hervorgingen. 

Im Entwicklungsprozess der Gesamtgesellschaft und Gesamtwirtschaft beeinflussen sich alle wirtschaftlichen Akteure gegenseitig und wirken wechselseitig aufeinander. Bisher wurde lediglich die negative Seite des staatlichen Handwerks beleuchtet. Allerdings war das staatliche Handwerk selbst ebenfalls eine Produktivkraft. Als Wirtschaftskraft spielte es für die Entwicklung der gesamten Gesellschaft und Wirtschaft auch eine positive Rolle. Es griff auf eine vom Feudalstaat konzentrierte riesige Menge von Arbeitskräften sowie dessen materielle und finanzielle Ressourcen zurück. Damit konnte es öffentliche Projekte und handwerkliche Produktion in großem Rahmen verfolgen. Die Erweiterung des Produktionsumfangs führte zu einer Entwicklung der Arbeitsteilung und der Kooperation. Gleichzeitig wurden so ein stetiger Fortschritt der Produktionstechniken und Steigerungen des Produktivkräfteniveaus abgesichert. Die Verbreitung fortschrittlicher Produktionstechniken und Produktionsmittel der staatlichen Werkstätten förderte zugleich auch die Entwicklung des privaten Handwerks. Daraus wird ersichtlich, dass die Entwicklung der Produktion und die Prosperität der Wirtschaft der chinesischen Feudalgesellschaft aufs Engste mit dem ökonomischen Handeln des Feudalstaates verknüpft waren. Mit der Entwicklung der Produktivkräfte vervielfältigten sich seit der Mitte der Ming-Dynastie die gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Beziehungen stetig und auch der Markt vergrößerte sich weiter. Damit bekamen die selbstständigen Handwerker gewisse Entwicklungsmöglichkeiten. Es gab immer mehr Handwerkstätten mit verhältnismäßig vielen (bezahlten) Arbeitern und recht großem Produktionsumfang. Langsam begannen sich mehr kapitalistische Produktionsmerkmale herauszubilden. Allerdings vertieften sich die Widersprüche zwischen Handwerkern und feudaler Staatsmacht mit der zunehmenden Entwicklung des privat betriebenen Handwerks und seiner Beschäftigung großer Mengen von Arbeitskräften. Die Handwerker wollten mit aller Macht die feudalen Fesseln abwerfen und führten den Klassenkampf immer entschlossener. Sie flohen aus den staatlichen Werkstätten, verzögerten mit Absicht den Arbeitsablauf und drückten absichtlich die Produktqualität. Das Fliehen vor der Schicht (bei der staatlichen Arbeitspflicht Anmerkung des Übersetzers), das Verweigern der Steuerzahlungen, die Niederlegung aller Geschäftsaktivitäten, das Stehlen aus den Mienen oder sogar Aufstände der Handwerker machten deutlich, dass die Ausbeutungsweise des Arbeitspflichtsystems im staatlichen Handwerk bereits immer mehr zu Fesseln für die Produktivkraftentwicklung geworden war. Die Entwicklung und die Konkurrenz der privaten Handwerkstätten ließen den Vorsprung des staatlichen Handwerks in Bezug auf das Produktivkraftniveau zunehmend dahinschmelzen. Aufgrund des Kampfes der Handwerker und chronischen Problemen in der Verwaltung explodierten die Kosten der staatlichen Werkstätten bei gleichzeitiger Abnahme der Produktqualität. Dies zwang die feudale Kaiserdynastie, das Arbeitssystem im staatlich betriebenen Handwerk weiter anzupassen und den Arbeitsbereich des staatlich betriebenen Handwerks sukzessive zu verkleinern. Seit der „Chenghua“-Ära 成化 (1465 – 1487) wandelte sich das Arbeitspflichtsystem der staatlichen Handwerksbetriebe nach und nach in ein Geldablösesystem (das heißt, in ein System, in der die Arbeitspflicht durch Geld ersetzt werden konnte Anmerkung des Übersetzers). Die örtlichen Verwaltungen nutzten das aus dem Ablösesystem erwirtschaftete Geld, um bezahlte Handwerker zur Produktion einzustellen oder Produkte unmittelbar auf dem Markt einzukaufen. Das Handwerkermelderegister ging trotz seiner formellen Fortexistenz faktisch unter. Mit dem während vieler Dynastien florierenden staatlichen Handwerk begann es nun, bergab zu gehen. Zu Beginn der Qing-Dynastie wurde das Handwerkermelderegister per offizieller Anordnung abgeschafft. 1724, im zweiten Jahr der „Yongzheng“-Ära 雍正, wurde auch die Zwangsarbeit für Handwerker aufgehoben. Darauffolgend wendete das ohnehin in seinem Betriebsradius bereits erheblich eingeschränkte staatliche Handwerk weitläufig ein freies Beschäftigungssystem an. Das Unterordnungsverhältnis der Handwerker zur feudalen Staatsmacht wurde wesentlich gelockert. Dies ist ein wichtiges Zeichen für die weitere Entwicklung der Handwerksmanufakturen und der kapitalistischen Produktionsverhältnisse. Darin wird ebenfalls deutlich, dass die Entwicklung der gesellschaftlichen Produktivkräfte Behinderungen durch die alten Produktionsverhältnisse notwendigerweise durchbrechen wird.

In diesem Abschnitt soll weitergehend die Toleranzfähigkeit des feudalen Wirtschaftssystems Chinas gegenüber der kapitalistischen Produktionsweise erörtert werden. Dies kann hier von der Perspektive der wirtschaftlichen Funktion des Feudalstaates geschehen. Mit dem Zeitalter der Handwerksmanufakturen begann die Epoche des Kapitalismus. Ihre Entwicklung trieb den Prozess der Trennung von Handwerk und Landwirtschaft voran und beschleunigte die Enteignung der kleinen Bauern und Handwerker und ihre Entfremdung von den eigenen Produktionsmitteln. So wurde der nationale Markt für den Kapitalismus geöffnet und die Voraussetzungen für eine weitere Entwicklung geschaffen. Marx jedoch betont: „Zugleich konnte die Manufaktur die gesellschaftliche Produktion weder in ihrem ganzen Umfang ergreifen noch in ihrer Tiefe umwälzen. Sie gipfelte als ökonomisches Kunstwerk auf der breiten Grundlage des städtischen Handwerks und der ländlich häuslichen Industrie. Ihre eigne enge technische Basis trat auf einem gewissen Entwicklungsgrad mit den von ihr selbst geschaffenen Produktionsbedürfnissen in Widerspruch.“14 „Jedoch bringt es die eigentliche Manufakturperiode zu keiner radikalen Umgestaltung. […] Erst die große Industrie liefert mit den Maschinen die konstante Grundlage der kapitalistischen Agrikultur, expropriiert radikal die ungeheure Mehrzahl des Landvolks und vollendet die Scheidung zwischen Ackerbau und häuslich-ländlichem Gewerbe, dessen Wurzeln sie ausreißt - Spinnerei und Weberei. Sie erobert daher auch erst dem industriellen Kapital den ganzen inneren Markt.“15

Daher muss gleichzeitig zur Anerkennung des auflösenden Effektes, den Handwerksmanufakturen auf die feudale Produktionsweise hatten, ebenfalls die begrenzte Unabhängigkeit dieser Handwerksmanufakturen zur Kenntnis genommen werden. Ihre Entwicklung führte nicht zwangsläufig sofort zu einem Zusammenbruch des alten Systems. Die alte Produktionsweise konnte die Entwicklung der Manufakturen unter bestimmten Voraussetzungen tolerieren. Das Maß dieser Toleranz wich in unterschiedlichen Ländern aufgrund unterschiedlicher Merkmale der feudalen Wirtschaftsstrukturen voneinander ab. Von der Geschichte der Entwicklung des weltweiten Kapitalismus her betrachtet, stellten Manufakturen eine Übergangsperiode dar, die unter der Staatsmacht der Kapitalisten oder auch unter der feudalen Staatsmacht vollendet werden konnte. In England und in Frankreich entwickelte sich das Manufakturwesen im Wesentlichen zeitgleich. Die Revolution der Kapitalistenklasse ereignete sich in Frankreich allerdings nahezu 150 Jahre später als in England, zumal sie unter dem Einfluss der industriellen Revolution in England überhaupt erst geschah. Die Toleranz der feudalen Wirtschaftsstruktur Chinas gegenüber der kapitalistischen Produktionsweise in Form von Handwerksmanufakturen zeigt sich noch deutlicher durch die wirtschaftlichen Funktionen des Feudalstaates.

Die chinesische Feudalgesellschaft besaß einen hohen Grad materieller Zivilisationsentwicklung. Die Wirtschaftsstruktur dieses Entwicklungsgrades verfügte nicht nur über Stabilität, sondern auch über eine große Flexibilität und war in der Lage, ein hohes Niveau an Produktivkräften in sich aufzunehmen. Das staatlich betriebene Handwerk war ein Teil der Feudalwirtschaft, als eine Wirtschaftskraft repräsentierte es eine hohe Produktivkraft. Sein Einfluss auf die gesamte Gesellschaft und Wirtschaft war ein objektives Faktum. In Bezug auf die Produktivkräfte gab es keinerlei Unterschied zwischen dem staatlich betriebenen Handwerk und den privaten Manufakturen, ihr Unterschied liegt lediglich in der Form der Aneignung der Mehrarbeit. Jede Wandlung der Produktionsverhältnisse ist ein Ergebnis der Produktivkraftentwicklung auf ein bestimmtes Niveau. Daher mussten die privaten Manufakturen ihre Produktivkraft auf ein höheres Niveau wie das staatliche Handwerk heben, falls sie die alten Wirtschaftsverhältnisse grundlegend aufbrechen wollten. Von der Mitte der Ming-Dynastie bis zum Beginn der Qing-Dynastie lassen sich noch keine Anzeichen in diese Richtung erkennen. Allerdings durchliefen die privaten Manufakturen von der Mitte der Qing-Dynastie bis zu den Opiumkriegen (1839 – 1842 und 1856 – 1860) dann eine relativ schnelle Entwicklung. In manchen Produktionszweigen verfügten sie im Vergleich mit dem staatlich betriebenen Handwerk bereits über eine starke Position. Dennoch reichte das von ihnen repräsentierte Niveau an Produktivkräften noch nicht aus, um die existierende Produktionsweise zu durchbrechen. Die feudale Wirtschaftsstruktur konnte die Produktivkräfte der Manufakturen in gewissem Maße noch immer tolerieren. 

Schon vor den Opiumkriegen hatte die feudale Wirtschaftsstruktur Chinas langsam begonnen, sich aufzulösen. Der Kapitalismus hatte ein gewisses Entwicklungsniveau erreicht, wenngleich auch die Entwicklung des privaten Handwerks noch lange nicht das Niveau erreicht hatte, um in eine Manufakturperiode einzutreten. Selbst wenn wir annehmen, dass es kein Eindringen von ausländischem Kapital gegeben hätte, ist es mit sehr großen Zweifeln zu versehen, ob das private Handwerk Chinas in der Lage gewesen wäre, sich eigenständig bis in eine Manufakturperiode hinein zu entwickeln und, ob es den Übergang zum freien Kapitalismus geschafft hätte. Trotzdem das staatliche Handwerk seit der Mitte der Qing-Dynastie allmählich seine dominierende Stellung in einigen Handwerkszweigen verlor, war es doch als materielle Grundlage der Feudalwirtschaft in vielen Zweigen noch immer unersetzlich. Gleichzeitig verstärkte der Feudalstaat seine finanzpolitischen Maßnahmen sowie seine politischen Interventionen. Auch durch staatliche Handelsaktivitäten sowie durch Ausstattung bestimmter Händler mit besonderen Befugnissen und weitere Maßnahmen erhielt er weiterhin seine Kontrolle über Gesellschaft und Wirtschaft aufrecht. Das private Handwerk konnte sich nur schwer den Einflüssen durch die wirtschaftlichen Funktionen des Feudalstaates entziehen und sich eigenständig entwickeln. Außerdem gab es keine unüberwindbaren Widersprüche zwischen dem staatlichen Handwerk und Manufakturen kapitalistischen Charakters. Ersteres hatte in den Bereichen des Arbeitssystems und der Warenproduktion sowie weiteren Bereichen entscheidende Veränderungen erfahren. Insbesondere seit der Yongzheng-Ära griff das staatliche Handwerk weitläufig auf ein Arbeitssystem mit freien Beschäftigungsverhältnissen zurück und zahlte Lohn nach der geleisteten Arbeit. Zwar kann man nicht von einem grundlegenden Wandel sprechen, dennoch kann dies mindestens als Vorzeichen eines Übergangs des staatlichen Handwerks zu staatlichen Manufakturen mit kapitalistischem Charakter gedeutet werden. Der Übergang vom Feudalismus zum Kapitalismus unterscheidet sich grundlegend vom Übergang der kapitalistischen Gesellschaft zum Sozialismus. Ersterer benötigt keinen klaren Bruch mit der Staatsmacht als Zeichen der Transformation der Produktionsverhältnisse. Deshalb fehlte dem Feudalismus die Begründung für eine grundlegende Negierung der Transformation des staatlichen Handwerks in kapitalistische staatseigene Manufakturen. Zur Bemessung der Veränderung der Produktionsverhältnisse im staatlichen Handwerk sollte die Aneignung der Mehrarbeit der unmittelbaren Produzenten durch die Eigentümer der Produktionsmittel als Indikator herangezogen werden. Wie bereits oben erläutert, üben alle Formen von Wirtschaftskraft gegenseitig aufeinander Einfluss aus und wirken sich wechselseitig im Entwicklungsprozess von Gesellschaft und Wirtschaft aufeinander aus. Seit Mitte der Qing-Dynastie tendierte das staatlich betriebene Handwerk unter der Einwirkung des privaten Manufakturwesens und anderer gesellschaftlicher und wirtschaftlicher Kräfte sowohl zum Niedergang als auch hin zu einem Wandel zu einer kapitalistischen Produktionsweise. Nach den bisher vorliegenden Quellen wandte das staatliche Handwerk respektive die staatliche Industrie im Bergbau- und Hüttenwesen, der Münzprägung, der Textilherstellung und weiteren Zweigen in großem Umfang ein kapitalistisches Arbeits- sowie Produktionssystem an. Dies kann im Folgenden als Urform des chinesischen Staatskapitalismus angenommen werden. Es handelte sich um eine systemische Entscheidung der feudalen Staatsmacht zur Anpassung an die Produktivkräfteentwicklung.

Insgesamt gesehen, unterschied sich nach dem normalen Entwicklungsmodus der chinesischen Gesellschaft und Wirtschaft der Entwicklungsweg des chinesischen Kapitalismus von jenem Englands, Frankreichs und anderer westlicher Länder. Der chinesische Kapitalismus ist von Beginn an eine gemeinsame Entwicklung des Staatskapitalismus und des Privatkapitalismus und sie vollenden zusammen den Übergang in die Manufakturperiode sowie den Wandel der feudalen Wirtschaftsstruktur zur kapitalistischen Wirtschaftsstruktur. Er hat nicht die normal übliche Periode des freien Kapitalismus durchlaufen, die dann, gefolgt von der Herausbildung der Großindustrie, in ein monopolistisches Stadium einmündet. Dies wurde durch die inhärenten Besonderheiten der Wirtschaftsstruktur des chinesischen Feudalismus bestimmt. Allerdings kann Geschichte nicht hypothetisch betrachtet werden. Mit dem Eintritt der chinesischen Feudalgesellschaft in die Spätphase der Qing-Dynastie nahm die Korruption der feudalen Staatsmacht ständig zu, während die Fähigkeit zur Verwaltung abnahm und es an der Fähigkeit zu systemischen und politischen Innovationen mangelte. So verließ China den Hauptstrang der weltweiten Entwicklung. Damit ergaben sich ernsthafte Hindernisse für die wirtschaftliche und gesellschaftliche Entwicklung. Selbst die Fähigkeit zur Sicherstellung der Landesverteidigung war nicht mehr gegeben. Rückständigkeit, Schikanierung von außen sowie der Verlust von Territorium und Souveränität sind unumstrittene geschichtliche Tatsachen. In diesem Zustand war ein grundlegender gesellschaftlicher Wandel bereits unumgänglich geworden.

3. Entwicklung, Aufblähung und Niedergang des neuzeitlichen chinesischen Staatskapitals

Nach den Opiumkriegen wurde die Entwicklung der chinesischen Gesellschaft und Wirtschaft durch das Eindringen von ausländischem Kapital aus der Bahn geworfen und mündete in eine Periode mit enormen Veränderungen ein. Gesellschafts- und Wirtschaftsstruktur des Feudalismus lösten sich mit erhöhter Geschwindigkeit auf und wurden allmählich in eine halbkoloniale und halbfeudale Form verwandelt. Unter dem Einwirken der fortgeschrittenen ausländischen Produktivkräfte trat die traditionelle feudale Wirtschaftsstruktur Chinas, ohne ihren Übergang zur Manufakturperiode abgeschlossen zu haben, in die Gründerzeit der neuzeitlichen maschinenbasierten Industrie ein. Als die drei grundlegenden Formen der neuzeitlichen kapitalistischen Verhältnisse Chinas traten nacheinander das ausländische Kapital, das Staatskapital sowie privates nationales Kapital in Erscheinung und entwickelten sich. 

Unter den drei Formen der neuzeitlichen kapitalistischen Verhältnisse Chinas nahm zweifellos das ausländische Kapital die bestimmende Rolle ein. Sowohl vor als auch nach den Opiumkriegen besaßen ausländische Produkte noch keine ausreichende Konkurrenzfähigkeit auf dem chinesischen Markt. Das Eindringen des ausländischen Kapitals nach China hatte den Opiumschmuggel, den Handel mit Kulis (chinesische Tagelöhner Anmerkung des Übersetzers), den Handel mit Kriegsgerät, Immobilien- und Landspekulationen sowie kriegerische Plünderung zum Hauptziel. Der Export von Waren nahm keine entscheidende Rolle ein, ganz zu schweigen von Kapitalexport. Im Wesentlichen handelte es sich um koloniale Ausplünderung im Stil der ursprünglichen Akkumulation. Erst seit den 1860er-Jahren sanken mit der Vollendung der industriellen Revolution in den wichtigsten kapitalistischen Ländern des Westens und dem verbreiteten Einsatz von Maschinen die Herstellungskosten für Produkte stetig und die Konkurrenzfähigkeit nahm zu. Gleichzeitig veränderte sich auch der nationale chinesische Markt aufgrund des Einflusses der ungleichen Verträge. Damit nahm der Export ausländischer Waren nach China rasant zu. Das ausländische Kapital schuf in China zahlreiche Arten von Unternehmen und monopolisierte mithilfe eines aus Kompradoren (Chef des chinesischen Personals ausländischer Unternehmen zu jener Zeit Anmerkung des Übersetzers) bestehenden Handelsnetzes Im- und Export. In gewissem Maße kontrollierte es ebenfalls den innerchinesischen Markt. Am Ende des 19. Jahrhunderts trat der weltweite Kapitalismus in sein imperialistisches Stadium ein. Der Erste Japanisch-Chinesische-Krieg (1894/1895) kennzeichnete den Übergang des ausländischen Kapitals in die Periode des Kapitalexports. Darauffolgend begannen ausländisches Industrietrust- und Holdingkapital, in China in großem Maßstab in den produzierenden Sektor zu investieren. Dieses Kapital nahm allmählich eine Monopolstellung in Verkehr und Transport, in der Erschließung von Ressourcen und Energiequellen und anderen grundlegenden Wirtschaftszweigen sowie in der Textilindustrie und weiteren wesentlichen Industriezweigen ein. Gleichzeitig erweiterten die imperialistischen Großmächte in Form von Staatsanleihen stetig den Umfang des Kapitalexports und kontrollierten den Staatshaushalt, das Finanzwesen sowie weitere entscheidende wirtschaftliche Lebensadern. Im Entwicklungsprozess des chinesischen Kapitalismus war das ausländische Kapital das am schnellsten wachsende, wohingegen die Entwicklung des chinesischen Kapitals nur verhältnismäßig langsam voranschritt. Als von außen kommende Wirtschaftskraft beförderte das ausländische Kapital in gewissem Maße die Auflösung der feudalen Wirtschaftsstruktur Chinas und die Entwicklung kapitalistischer Verhältnisse. Der Hauptanteil des ausländischen Kapitals wurde jedoch im Angriff auf die chinesische Wirtschaft akkumuliert. Seine Aufblähung behinderte die Entwicklung des chinesischen Kapitalismus schwerwiegend. Selbstverständlich waren der Entwicklungsweg des chinesischen Kapitalismus und seine Perspektive durch innerchinesische Ursachen bestimmt. Das Problem lag noch immer bei den notwendigen Veränderungen im Innern der chinesischen Gesellschafts- und Wirtschaftsstruktur.

Das neuzeitliche chinesische Staatskapital und private nationale Kapital standen eindeutig in untrennbarem Zusammenhang mit den Ursprüngen des Kapitalismus vor den Opiumkriegen. Beispielsweise speiste sich das private nationale Kapital Chinas hauptsächlich aus der Fortführung der Entwicklung der kapitalistischen Privatmanufakturen. Seit den Opiumkriegen hat die Überschwemmung mit billigen ausländischen Produkten die Entwicklung des traditionellen Handwerks zu einem gewissen Teil zerstört. Dies manifestierte sich jedoch vor allem im Baumwollhandwerk bäuerlicher Haushalte. Laut den Untersuchungen in „Geschichte der Entwicklung des chinesischen Kapitalismus“16 entwickelten sich die 32 traditionellen Handwerke Chinas nach den Opiumkriegen folgendermaßen: Sieben gingen nieder, zehn existierten weiter fort und 15 erfuhren eine hohe Entwicklung und gingen zur Maschinenproduktion über. Zu Beginn der Qing-Dynastie wiesen etwas mehr als zehn Gewerbe bereits Keime des Kapitalismus auf. Von ihnen wurden nur zwei, die Weberei und die Tabakverarbeitung, durch ausländische Produkte ersetzt, alle anderen existierten fort und neun von ihnen gingen zur Maschinenproduktion über. Sie bildeten die Hauptlinie in der Entwicklung des privatkapitalistischen Sektors. In Bezug auf den Entwicklungsprozess des ausländischen und des privaten nationalen Kapitals als auch ihren Einfluss sowie ihre Stellung herrscht Uneinigkeit in der Forschungswelt. Über diese Diskussionen sollen an dieser Stelle keine weiteren Worte verloren werden. Im Folgenden wird schwerpunktmäßig die Herausbildung und der Entwicklungsprozess des neuzeitlichen Staatskapitalismus als Teil der Entwicklungsgeschichte des chinesischen Kapitalismus thematisiert. Er unterschied sich grundlegend von den oben genannten Formen des Kapitals. Dabei soll auch seine Stellung und Wirkung in der halbkolonialen-halbfeudalen Wirtschaftsstruktur erörtert werden.

Der staatsmonopolistische Kapitalismus, von dem häufig die Rede ist, ist ein aus der Entwicklung des modernen Kapitalismus abgeleitetes Konzept. Nach dem Eintritt des Kapitalismus in sein monopolistisches, also imperialistisches Stadium, verschwanden die ihm inhärenten Widersprüche nicht etwa oder wurden aufgehoben, sondern sie erreichten eine noch nie dagewesene Verschärfung. Unter diesen Umständen war es für die Monopole schwierig geworden, sich zur Aufrechterhaltung der eigenen Herrschaftsposition nur auf die eigene Wirtschaftskraft zu stützen. Die private Kapitalaneignung konnte immer weniger die Entwicklung der Produktivkräfte bewältigen. Das monopolitische Kapital bedurfte einer direkten Nutzung des Staatsapparates, um seine Herrschaft aufrechterhalten zu können und die Ausbeutung der in- und ausländischen Arbeiter zu verstärken. Daher galt: „[…] [D]er offizielle Repräsentant der kapitalistischen Gesellschaft, der Staat, muß ihre Leitung [der Produktion Anmerkung des Übersetzers] übernehmen.“17 Normalerweise entwickelt sich der Monopolkapitalismus allmählich zu einem staatsmonopolistischen Kapitalismus. Durch die Schaffung einer staatlichen Wirtschaft und die Einmischung in sämtliche Gesellschafts- und Wirtschaftsaktivitäten sorgt der Staat als ideeller Gesamtkapitalist für eine Einkommensumverteilung zu Gunsten des Monopolkapitals. Damit wird die Herrschaft der Monopolkapitalistenklasse weiter gestärkt und der Niedergang des kapitalistischen Systems verlangsamt. Insgesamt betrachtet, ist die Entstehung des staatsmonopolistischen Kapitalismus ein notwendiges Ergebnis der weiteren Verschärfung der dem Kapitalismus im imperialistischen Stadium inhärenten Widersprüche und der stetigen Vertiefung der gesellschaftlichen Widersprüche. Er ist das Produkt eines hohen Entwicklungsgrades der Vergesellschaftung der Produktion. In gewissem Maße dämmt er die gesellschaftlichen Widersprüche ein und eröffnet dem Kapitalismus neue Entwicklungsspielräume. Die Fähigkeit des Staates, seine Eingriffe und Regulierungsmaßnahmen stetig zu verstärken, sind Kennzeichen einer hohen Systemreife. Dieser Aspekt erinnert sehr stark an Kennzeichen der Grundherrenwirtschaft in China.

Es ist offensichtlich, dass der chinesische Staatskapitalismus nicht unter solchen Voraussetzungen entstand und sich weiterentwickelte. Er verfügt über einen einzigartigen Entstehungshintergrund und Entwicklungsprozess. Daher sollte er im weitesten Sinne des Begriffes des staatsmonopolistischen Kapitals verstanden und analysiert werden. Der Staatskapitalismus Chinas ist nicht auf der Grundlage einer Konzentration der Produktion hervorgetreten. Damit war er eben nicht das Produkt eines hohen Entwicklungsgrades der Vergesellschaftung der Produktion, sondern das Produkt einer verstreuten Produktion und eines völlig unterentwickelten Kapitalismus. Ursprünglich entstand er bereits vor den Opiumkriegen und war ein notwendiges Produkt im Transformationsprozess der feudalen Wirtschaftsstruktur Chinas hin zum Kapitalismus. Daher können die Besonderheiten des chinesischen Staatskapitals in seinem Frühstadium nicht einfach mit dem Begriff Monopol zusammengefasst werden. Das neuzeitliche Staatskapital bildete sich mit dem Eindringen des ausländischen Kapitals und dem damit einhergehenden beschleunigten Zerfall der Gesellschafts- und Wirtschaftsstruktur. Damit wurde die Grundlage der feudalen Herrschaft ins Wanken gebracht. Die Qing-Regierung musste sich nun die fortgeschrittene Technik der westlichen „Barbaren“ aneignen. Ab den 1860er-Jahren begann sie fortschrittliche Produktionstechniken aus dem Westen einzuführen sowie energisch in die Schaffung moderner Unternehmen zu investieren, um Militär und Wirtschaft zu stärken. Damit wollte sie ihre wacklige Herrschaftsposition absichern. Historisch sind diese Maßnahmen unter dem Begriff der „Selbststärkungsbewegung“ bekannt geworden. Es handelte sich um eine alternativlose Entscheidung. Die modernen Unternehmen gingen aus einer Transformation der Urform der bereits staatskapitalistisch organisierten staatlichen Industrie hervor. Zwar lag die eigentliche Absicht in der Erhaltung der alten Wirtschaftsstruktur, die Entwicklung der Produktivkräfte hatte aber bereits die feudalen Produktionsverhältnisse durchbrochen. Daher führte die Entwicklung dieser modernen Unternehmen nach westlichem Vorbild zu einem vollständigen Übergang der feudalen staatlichen Industrie zum Staatskapitalismus. Die staatliche Zivil- und Militärindustrie nutzten beide die gleichen Formen der Aneignung unbezahlter Arbeit. Die Art und Weise der Aneignung lässt sich bei beiden als kapitalistisch charakterisieren. Somit bildeten diese Unternehmen die Urform des chinesischen Staatskapitalismus.

Die modernen Unternehmen der Selbststärkungsbewegung stellten keine Konzentration der Produktion dar. Lediglich in der unendlichen Ansammlung kleiner Produzenten betrieben sie eine vergleichsweise konzentrierte Produktion. Ihr feudaler Charakter versteht sich dabei von selbst. Zudem hingen sie in großem Maße von ausländischem Kapital ab. Dennoch maß sich diese unvollkommene Urform des Staatskapitalismus mehr oder minder mit dem ausländischen Kapital und verfügte über einen verteidigenden Charakter gegenüber der Aggression des ausländischen Kapitals. Historisch gesehen war es gewissermaßen unvermeidlich, dass im Transformationsprozess der traditionellen Wirtschaftsstruktur Chinas zuerst der Staatskapitalismus entstand. Die moderne Industrie des chinesischen Kapitalismus ging nicht originär aus dem Übergang in eine Manufakturperiode hervor. Ihre Entstehung war nicht das Resultat eines Durchbruchs der Produktivkräfte in bestimmten Hauptwirtschaftszweigen, sondern das Ergebnis des Imports und der Verpflanzung fortschrittlicher Produktivkräfte aus dem Westen. Da dieser Vorgang in erster Linie der Selbststärkung dienen sollte, musste er zwangsläufig bei der für die Rüstungsindustrie zentralen Schwerindustrie ansetzen. Sowohl vor als auch nach den Opiumkriegen gestaltete sich der Prozess der ursprünglichen Akkumulation des chinesischen Kapitals äußerst zäh. Ein Großteil des Mehrproduktes wurde eignete sich der Staat über Steuern an und das Privatkapital hatte daher nicht die Kraft dazu, eigenständig moderne Unternehmen mit Schwerindustrie als Kern aufzubauen. Dementsprechend konnte die Aufgabe der Landesverteidigung mit dem Aufbau moderner Unternehmen, angefangen bei der Schwerindustrie, freilich nur von der Qing-Regierung übernommen werden. Dabei war es eine andere Frage, ob sie dazu in der Lage war, diese Verantwortung zu übernehmen. De facto konnte kein Kapital größeren Umfangs akkumuliert werden, da die Qing-Regierung die These „Chinesische Lehre als Grundlage, westliche Lehre zum Nutzen“ verfocht und mit aller Kraft versuchte, die kapitalistische Produktionsweise in das alte Feudalsystem hineinzupressen. Dazu kamen noch die Korruption und die Unfähigkeit der hauptverantwortlichen Beamten. Die meisten der am Westen orientierten modernen Unternehmen arbeiteten nicht wirtschaftlich. Auf diese Weise konnte kein nennenswertes Kapital akkumuliert werden und erst recht keine spürbare Entwicklung des Kapitalismus erreicht werden.

In der Entstehung des Kapitalismus verfügen Japan und China über viele Gemeinsamkeiten, obgleich das Entwicklungsergebnis beider einen enormen Unterschied aufweist. Selbstverständlich unterschieden sich die Wirtschaftsstrukturen beider Länder historisch und China hatte bereits früh eine Tradition staatlichen Handwerks und damit den historischen Ursprung seines Staatskapitalismus. Der neuzeitliche Staatskapitalismus Chinas kam zweifelsohne schon früh auf, allerdings entwickelte er sich sehr langsam. Japan befand sich vor der Meiji-Restauration in einer ähnlichen Situation wie China vor und nach den Opiumkriegen. In den 1870er-Jahren wurden auch in Japan vom Staat mit dem Ziel der Selbststärkung die ersten modernen Unternehmen geschaffen. Seit den 1880er-Jahren überließ die Regierung einige staatseigene Unternehmen außerhalb der Rüstungsindustrie Privatpersonen, um die Entwicklung des Privatkapitalismus zu fördern. Gleichzeitig konnten auch die staatseigenen Unternehmen ein konstantes, deutliches Wachstum vorweisen. Seit dem Ersten Japanisch-Chinesischen-Krieg behielt die staatseigene Wirtschaft Japans kontinuierlich ein schnelles Wachstum bei, um gewachsenen Bedürfnissen der Aggression nach Außen zu entsprechen. In den 1930er- und 1940er-Jahren wiederum etablierte sich in Japan die allseitige Herrschaft eines militaristischen, staatsmonopolistischen Kapitalismus. Es lässt sich also festhalten, dass sich der japanische Kapitalismus unter dem Antrieb des Staatskapitals und in der Aggression nach Außen entwickelt hat. 

Es scheint kein Zufall, dass sich in Ländern wie China und Japan unter dem Einfluss ausländischer fortgeschrittener Produktivkräfte zuerst der Staatskapitalismus herausbildete. In beiden Staaten hatte sich der Kapitalismus bereits in gewissem Maße entwickelt. Bei der Entstehung des chinesischen und japanischen Staatskapitalismus handelte es sich jeweils um eine notwendige Weichenstellung im Transformationsprozess der ursprünglichen Wirtschaftssysteme. Ihre Herausbildung erfolgte dementsprechend nicht nur früher als die Entwicklung des westlichen staatsmonopolistischen Kapitalismus, sondern gar noch früher als die des westlichen Monopolkapitalismus. Es gibt Theorien, die den chinesischen Staatskapitalismus als Urform des Staatskapitalismus eines nichtentwickelten Landes sehen und die Position vertreten, dass dieser sich unter dem Einfluss des weltweiten Monopolkapitalismus entwickelte. Solcherlei Modelle können als voreingenommen betrachtet werden.

Nach dem Ersten Japanisch-Chinesischen-Krieg wurde die angeschlagene und korrupte feudale Staatsmacht endgültig zum Spielball imperialistischer Aggressionen. Sie konnte ihrer Verantwortung zur Führung der gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Entwicklung in keinster Weise mehr gerecht werden. 

Die von der Kapitalistenklasse angeführte Xinhai-Revolution (1911/1912)18 war eine unvollständige Revolution. Zwar stürzte sie die Regierung der mandschurischen Qing-Dynastie und bewies, dass der Imperialismus letzten Endes nicht willkürlich über das Schicksal Chinas bestimmen konnte, jedoch konnte sie ihre antiimperialistische und antifeudale Aufgabe nicht vollständig erfüllen. Die Staatsmacht ging über in die Hände der vom Imperialismus unterstützten Großgrundbesitzer und der Kompradorenbourgeoisie, die sich gemeinsam zur despotischen Beiyang-Clique verbündeten. Infolgedessen verstärkte sich zunehmend der Kompradorencharakter des Staatskapitals. So wurde es immer mehr zum bloßen Anhängsel des ausländischen Kapitals. Auch während der Regierung der Beiyang-Clique entwickelte sich das Staatskapital weiter. Seine hauptsächlichen Formen waren zusammen vom Staat und privaten Geschäftsleuten betriebene Unternehmen und staatliche Hilfe für von privaten Geschäftsleuten betriebene Unternehmen. Damit begann das gemeinsam von Staat und privaten Geschäftsleuten getragene bürokratische Kapital, grundlegend Form anzunehmen.

Engels zeigte auf: „Es ist eine Eigentümlichkeit gerade der Bourgeoisie gegenüber allen früheren herrschenden Klassen: in ihrer Entwicklung gibt es einen Wendepunkt, von dem an jede weitere Steigerung ihrer Machtmittel, vorab also ihrer Kapitalien, nur dazu beiträgt, sie zur politischen Herrschaft mehr und mehr unfähig zu machen. „Hinter den großen Bourgeois stehen die Proletarier.“19 Die Bewegung des 4. Mai 1919 kennzeichnete diesen grundlegenden Wendepunkt. Die Verbreitung des Marxismus und der Sieg der Oktoberrevolution in Russland zeigten dem chinesischen Volk den Weg des Sozialismus auf. Die Entstehung der revolutionären Bewegung des chinesischen Proletariats und seine schwungvolle Entwicklung sorgten dafür, dass der Imperialismus, die Großkapitalistenklasse und die Klasse der Großgrundbesitzer miteinander kollaborierten. Diese enge Kooperation erfolgte in der Absicht, mittels gemeinsamer Herrschaft die revolutionäre Bewegung des Volkes zu unterdrücken. Gleichzeitig beabsichtigten sie, durch eine vollständige Monopolisierung von Gesellschaft und Wirtschaft das alte System vor dem Untergang zu retten. Die Bildung und Aufblähung des staatlichen Monopolkapitals der Kuomintang stellten eine enorme gemeinsame Anstrengung zur Erhaltung des halbkolonialen-halbfeudalen Wirtschaftssystems dar. Das Monopolkapital der Kuomintang richtete sich nicht hauptsächlich gegen den Imperialismus (in gewissem Maße verfügte es über antijapanische Züge), sondern richtete sich mit der Unterstützung des Imperialismus gegen die von der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) geführte neue demokratische Revolution. Es ist das Gegenstück zur Wirtschaft der neuen Demokratie. Die Staatsmacht der Kuomintang hatte sich von den politischen und wirtschaftlichen Positionen ihres einstigen Führers Sun Yat-sen abgewandt, nicht zuletzt von seiner Vorstellung eines idealen Entwicklungsweges. Ihre Vorstellung eines entwickelten Staatskapitals entsprach nicht mehr jener Sun Yat-sens. Das staatsmonopolistische Kapital der Kuomintang war ein Ergebnis der nichtentwickelten Produktion Chinas, seine Aufblähung erstickte den wirtschaftlichen Fortschritt. Es war sowohl das Resultat dessen, dass die halbkoloniale-halbfeudale Wirtschaft keinerlei Entwicklung erfuhr, als auch die gleichzeitig die Ursache für den ausbleibenden Fortschritt von Gesellschaft und Wirtschaft. Die Bildung und Aufblähung dieses staatsmonopolistischen Kapitals waren in der Entwicklungsgeschichte des chinesischen Kapitalismus der wirklich großangelegte Prozess zur ursprünglichen Akkumulation. Jedoch bürdete die mit diesem Prozess verbundene Anhäufung und Plünderung dem chinesischen Volk enorme Leiden auf. Alle Klassen und Schichten inklusive der mittleren Kapitalistenklasse wurden geschädigt. Insbesondere nach dem Sieg im antijapanischen Widerstandskrieg (chinesische Bezeichnung für den Zweiten Japanisch-Chinesischen-Krieg 1937 – 1945 als Teil des Zweiten Weltkrieges Anmerkung des Übersetzers) gingen Korruption und Spekulation drunter und drüber. Die Währungsmenge schwoll enorm an und es kam zu einer schwerwiegenden Vernichtung gesellschaftlicher Produktivkräfte, unter der vor allem die Landwirtschaft sowie die kleine und mittlere Industrie zu leiden hatten. Damit sah die Wirtschaft allmählich ihrem Kollaps entgegen.

Früher nannte man das staatsmonopolistische Kapital der Kuomintang auch bürokratisches Kapital. Die historischen Fakten legen jedoch nahe, die beiden Begriffe zu unterscheiden. Objektiv gesehen, hat das Staatskapital der Kuomintang zur Entwicklung der Wirtschaft und zur Unterstützung im antijapanischen Krieg wichtige Beiträge geleistet. Diese Leistungen der zahlreichen Mitarbeiter in den entsprechenden Institutionen der Kuomintang sollten auch anerkannt werden. Das Scheitern ihrer Regierung kann nicht einfach auf die Existenz des Staatskapitals zurückgeführt werden. Es war der echte bürokratische Kapitalismus, der dem Staat, der Gesellschaft und dem einfachen Volk ernsthaft schadete. Er war ein Produkt der Verschmelzung von Macht und Kapital und damit ein Produkt der Korruption innerhalb der Staatsmacht. Das Kapital reicher und mächtiger Familien wie der Soongs und der Kungs20 zum Beispiel sowie anderer mehr oder weniger mächtiger und tyrannisch agierender Familien wurde zu einer bösartigen Geschwulst innerhalb der Staatsmacht der Kuomintang. Es handelte sich hierbei um die schlimmste Form des Kapitals, die sich auch noch bis zu ihrem Extrem entwickelt hatte. Nichtsdestotrotz kann die Verantwortung für ihr Scheitern letztlich nur der Kuomintang-Staatsmacht selbst und ihrem staatsmonopolistischen Kapital aufgebürdet werden. Auf eine gewisse Art kann man auch davon sprechen, dass die Kuomintang-Staatsmacht an ihrer Korruption zugrunde gegangen ist. 

Zuvor wurde bereits die Transformation der traditionellen Wirtschaftsstruktur Chinas hin zum Kapitalismus erörtert, wobei besonderer Wert auf den Prozess der Aufblähung des staatsmonopolistischen Kapitals gelegt wurde. Jedoch war der chinesische Kapitalismus nur schwach entwickelt und machte in der gesamten Gesellschafts- und Produktionsstruktur einen nur geringen Anteil aus. Das feudale Wirtschafssystem Chinas erwies sich als besonders widerstandsfähig. Die Grundursache dafür lag noch immer in den Besonderheiten der halbfeudalen-halbkolonialen Gesellschafts- und Wirtschaftsstruktur. Nach den Opiumkriegen löste sich die Naturalwirtschaft der chinesischen Dörfer, deren Kennzeichen eine Verbindung von kleiner Landwirtschaft mit häuslichem Handwerk war, weiter auf. Der inländische Markt vergrößerte sich und schuf gewisse Voraussetzungen für die Entwicklung des modernen Kapitalismus. Jedoch drückte sich die Auflösung der Naturalwirtschaft der Dörfer hauptsächlich im Niedergang des Handwerks der Bauernhaushalte und der Entwicklung einer auf Warenproduktion ausgerichteten Landwirtschaft aus. Das System des Landbesitzes, welches ein grundlegendes Element in der feudalen Wirtschaftsstruktur bildete, hatte keinerlei grundlegende Veränderung erfahren. Die Grundherrenklasse erhielt noch immer ihre Herrschaft über die Dörfer aufrecht. Für die beschleunigte Auflösung der Naturalwirtschaft in den chinesischen Dörfern war hauptsächlich das großflächige Eindringen ausländischer Waren in die Märkte verantwortlich. Bedingt durch die Stabilität der feudalen Wirtschaftsstruktur Chinas und ihre Fähigkeit, ein vergleichsweise hoch entwickeltes Produktivkräfteniveau in sich aufnehmen zu können, war es für das ausländische Kapital objektiv mit großen Schwierigkeiten verbunden, in diese Wirtschaftsstruktur einzudringen und sie zu zersetzen. Allerdings erwies sich die Nutzung der traditionellen Wirtschaftsstruktur Chinas für das ausländische Kapital als überaus praktisch zur parasitären Ausbeutung. Daher entwickelte es den Kapitalismus in China nicht mit dem Ziel der Zerstörung der feudalen Wirtschaftsstruktur, sondern um gemeinsame Sache mit dem chinesischen Beamtentum und dem Feudalismus zu machen. Es förderte Kompradoren, um das bereits vorhandene kommerzielle Geldverleihwesen mit seinem Wucherzins zu nutzen und so die chinesischen Bauern und Handwerker auszubeuten. Dies stellte eine wesentliche Maßnahme zur Erreichung seiner Dominanz auf dem chinesischen Markt dar. Gleichzeitig diente sie der weiteren Ausdehnung der wirtschaftlichen Aggression. Selbst in der Periode des Kapitalexports mit den Angriffen durch das ausländische Kapital nahm diese Strategie noch immer eine wichtige Stellung ein. 

Das starke feudale Züge in sich bergende Staatskapital und die Wirtschaft der Großgrundbesitzer hingen gegenseitig voneinander ab. Demnach war es nur folgerichtig, dass es nach Kräften das dekadente Feudalsystem aufrechtzuerhalten suchte. Genau wie Lenin festgestellt hat, entscheidet sich der Charakter des Staatskapitalismus über den Charakter der Staatsmacht. Von der Qing-Regierung bis zur Kuomintang-Regierung, von den Unternehmen der Selbststärkungsbewegung bis zum staatmonopolistischen Kapital der Kuomintang wurde der Kern der feudalen Wirtschaft niemals angetastet. Stattdessen wurde der Antagonismus zwischen Kapital- und Feudalwirtschaft durch den halbfeudalen Charakter des Staatskapitals aufgelöst. Der Erhalt und die Weiterführung der feudalen Wirtschaftsstruktur Chinas sind hauptsächlich auf den Schutz durch die Staatsmacht und eine enge Verbindung mit dem Staatskapital zurückzuführen. Das private nationale Kapital war unter den modernen kapitalistischen Verhältnissen Chinas die Kapitalform, die am positivsten herausstach. Allerdings wurde das Privatkapital Chinas nie zu einer eigenständigen Wirtschaftskraft. Es war einerseits dem ausländischen Kapital und dem Staatskapital untergeordnet, und andererseits waren seine Verbindungen zur feudalen Wirtschaft noch immer vergleichsweise eng. Privat- und Feudalkapital verfügten auf der einen Seite über einen antagonistischen Aspekt, auf der anderen Seite verfügten sie aber wiederum auch über gemeinsame Interessen. Dabei war letzterer Aspekt wesentlich: Das nationale Privatkapital nutzte für seine Geschäftsaktivitäten in hohem Maße die Feudalmacht und das feudale Ausbeutungsnetz aus. Großgrundbesitzer und Kapitalist waren häufig sogar ein und dieselbe Person. Die gemeinsame Erörterung von nationalem Privatkapital und Staatskapital an dieser Stelle soll mitnichten die Unterschiede zwischen beiden verwischen und auch nicht den Doppelcharakter des nationalen Privatkapitals und der nationalen Bourgeoisie leugnen. In Bezug auf die Wahrscheinlichkeit ihrer Beteiligung an einer Revolution muss jedoch festgehalten werden, dass ihre Gegnerschaft zum Feudalismus wesentlich schwächer ausgeprägt war als jene zum Imperialismus. Die gemeinsame Erörterung von Privat- und Staatskapital erfolgt an dieser Stelle lediglich, um die untergeordnete Stellung der nationalen Bourgeoisie in der halbkolonialen-halbfeudalen Wirtschaftsstruktur zu betonen. Sie spielte zwar im Entwicklungsprozess der chinesischen Gesellschaft und Wirtschaft eine positive Rolle, jedoch konnte sie nicht die Richtung der modernen Gesellschaftsentwicklung Chinas bestimmen. Dies gilt genauso für das Staatskapital. Genau deswegen konnte die nationale Bourgeoisie auch nicht die demokratische Revolution in China anführen, sondern nur ein Verbündeter sein, der von revolutionären Kräften gewonnen werden konnte. 

Kurz gesagt, bildeten das ausländische Kapital, das private nationale Kapital und die feudale Wirtschaft eine Einheit. Dies war die grundlegende Besonderheit der halbkolonialen-halbfeudalen Wirtschaftsstruktur Chinas. Sie zeigt, dass die Entwicklung des chinesischen Kapitalismus auf einer tönernen Grundlage gebaut war. Die imperialistische Aggression und die Ausweitung kapitalistischer Produktionsverhältnisse förderten zwar die Auflösung der Naturalwirtschaft, jedoch waren die Bauern aufgrund der Fortexistenz des Feudalsystems in den Dörfern gezwungen, sich unter größter Anstrengung selbst zu versorgen. Dieser Auflösungsprozess verlief ausgesprochen langsam. Bis zur Gründung der Volksrepublik China 1949 erfuhr die Wirtschafts- und Produktionsstruktur der chinesischen Dörfer keine grundsätzliche Veränderung. Es bestand eine Art feudale „Halbnaturalwirtschaft“ fort. Auch die Märkte vergrößerten sich nicht wesentlich. In einem recht langen Zeitraum in den 1930er- und 1940er-Jahren zeigten die Märkte sogar eine schrumpfende Tendenz. Bedingt durch das Fortbestehen des feudalen Wirtschaftssystems konnte die Auflösung der Naturalwirtschaft keineswegs einen Weg für die Entwicklung des Kapitalismus in den Dörfern eröffnen. Stattdessen führte ihr Verschwinden zur Entstehung eines Landeigentumssystems, in dem Großgrundbesitzer dominant waren, und so zum Ruin der dörflichen Wirtschaft. Außerdem führte es zu einem Rückgang der dörflichen Finanzreserven und zu einem stetigen Kaufkraftverlust der Bauern. Dementsprechend konnte in einem Land wie China, dessen Bevölkerung hauptsächlich aus Bauern bestand, der inländische Markt kaum erweitert werden. Dies führte im noch kaum entwickelten Kapitalismus zu häufigen Krisen. Gleichzeitig bereiteten die sich kontinuierlich verschlechternde wirtschaftliche Stellung der Bauern und extreme Armut die hinreichenden Voraussetzungen für die neue demokratische Revolution vor. Die in den Ruin getriebenen Bauern konnten nicht von der kapitalistischen Großproduktion für sich eingenommen werden, sondern wurden als zuverlässigste Verbündete des Proletariats zur Hauptkraft der chinesischen Revolution.

Die Entwicklungsgeschichte des chinesischen Kapitalismus nach den Opiumkriegen zeigt deutlich auf, dass die Einheit von ausländischem Kapital, nationalem Privatkapital und der Feudalwirtschaft nützlich für die Expansion der imperialistischen Wirtschaft und die politische Kontrolle über China durch den Imperialismus war. Jedoch war diese Allianz schädlich für die Entwicklung des chinesischen Kapitalismus, insbesondere für das nationale Privatkapital. Seine Entwicklung wurde durch den Imperialismus und seine Unterdrückung behindert. Das im Innern vorhandene Staatskapital und die Feudalwirtschaft machten seine Entwicklung noch schwieriger. Der vollständige Zusammenbruch der halbkolonialen-halbfeudalen Wirtschaft zeigt deutlich, dass der halbfeudale Kapitalismus unbedingt scheitern musste. 

In der Geschichte des chinesischen Kapitalismus stellt der Erste Japanisch-Chinesische Krieg eine Grenzlinie dar. Er machte deutlich, dass China im imperialistischen Zeitalter mit der stetigen Vertiefung des Grades der Kolonialisierung die äußeren Voraussetzungen für die Entwicklung des Kapitalismus verloren hatte und schon keine Möglichkeit mehr besaß, sich auf normalem und unabhängigen Wege zum Kapitalismus weiterzuentwickeln. Des Weiteren verstetigte sich nach dem Ersten Japanisch-Chinesischen Krieg die aus ausländischem Kapital, nationalem Privatkapital und feudaler Wirtschaft bestehende halbfeudale-halbkoloniale Wirtschaftsstruktur immer mehr. China verlor die Fähigkeit zur Anpassung aus eigener Kraft. Gleich welche Art von Kapital, keines verfügte über die Kraft zur Durchbrechung der feudalen Wirtschaftsstruktur. Dies gilt ebenso für die Befreiung von imperialistischer Kontrolle und Unterdrückung. Das halbkoloniale-halbfeudale China konnte so unmöglich den kapitalistischen Weg beschreiten. 

Die Entstehung und Expansion des staatsmonopolistischen Kapitalismus der Kuomintang haben nur die Widersprüche der halbkolonialen-halbfeudalen Gesellschaft des alten China weiter vertieft. Der Zusammenbruch dieser Produktionsweise war notwendig. Die von ihr konzentrierten riesigen Produktivkräfte bereiteten genau die notwendigen materiellen Voraussetzungen für den Übergang zur neuen demokratischen Revolution vor. Sie war der unumgängliche Weg für den Übergang des alten, halbkolonialen-halbfeudalen China zum neuen, sozialistischen China. Wollte man die chinesische Gesellschaft und Wirtschaft auf einen normalen Entwicklungsweg bringen und die gesellschaftlichen Produktivkräfte befreien, musste man von außen die halbkoloniale-halbfeudale Wirtschaftsstruktur zerstören. Diese Aufgabe konnte nur vom Proletariat erfüllt werden. Nur die vom Proletariat geführte neue demokratische Revolution und sozialistische Revolution waren in der Lage, China zu retten. Dies ist eine Schlussfolgerung aus der Geschichte. Es handelte sich um eine grundlegende Systemwahl. Die Entwicklung des chinesischen Staatskapitals trat von dort an in ein neues Zeitalter ein.

4. Lehren aus der Entwicklung und Funktion des Staatskapitals in der Planwirtschaft

Mit der Gründung des Volksrepublik China 1949 beschritt die Wirtschaft und Gesellschaft Chinas einen komplett neuen Entwicklungsweg. Die neue Staatsmacht trug während der Periode der Wiederherstellung der Volkswirtschaft schnell wieder ein gewisses Staatskapital und staatliche Wirtschaft von gewissem Umfang zusammen. 1953 trat sie in den großangelegten Wirtschaftsaufbau ein. Unter den „Leitlinien der Übergangszeit“ wurde das Staatskapital durch sozialistische Umwandlung der Landwirtschaft, des Handwerks, der kapitalistischen Industrie und des kapitalistischen Handels sowie durch die stetige Verschiebung von Überschüssen aus der Landwirtschaft weiter vergrößert. Gleichzeitig wurde so seine Steuerungskraft gestärkt und das sozialistische Wirtschaftssystem gefestigt. In relativ kurzer Zeit konnte mithilfe des Staatskapitals ein vergleichsweise unabhängiges und vollständiges Industriewesen aufgebaut werden, das in gewissem Maße die Sicherheit des Staates gewährleisten konnte. Jedoch unterlag die Wirtschaft auch häufig großen Schwankungen. Auch kam es zu schwerwiegenden Ungleichgewichten in der Wirtschaftsstruktur selbst und zu Problemen in der Ressourcenallokation, die zu Verschwendung führten. Solche Probleme konnten entstehen, da das Wert- und Marktgesetz ignoriert wurde und die Verwaltung nicht professionell genug erfolgte. Dies wurde zu einem entscheidenden historischen Hintergrund für die Einführung der Reform- und Öffnungspolitik Chinas. 

4.1. Die Entstehung des Staatskapitals des neuen China

Die schnelle Entwicklung der staatseigenen Wirtschaft war eine notwendige Entscheidung der Kommunistischen Partei Chinas (KPCh) und der Staatsmacht zur Wiederherstellung der Volkswirtschaft und für die Realisierung des Übergangs von der neuen Demokratie zum Sozialismus. Die von der Kuomintang zurückgelassenen Staatsunternehmen wurden innerhalb von vier Jahren konfisziert. Sie und ursprünglich aus bürokratischem Kapital gebildete Unternehmen bildeten anfangs den industriellen Grundstock des neuen China und den grundlegenden Rahmen der zentral und lokal verwalteten Industrie. Auf dieser Grundlage wurde eine staatliche Wirtschaft aufgebaut, die in der Lage war, die Finanzen des Staates und den Lebensunterhalt der Bevölkerung zu sichern. Die auf der öffentlichen Wirtschaft der befreiten Gebiete als Grundlage aufgebaute Staatswirtschaft war hauptsächlich im Finanz- und Handelssektor konzentriert. Außerdem bildete sich die staatliche Wirtschaft zum Teil auch aus Überlassungen der Sowjetunion und anderer ausländischer Staaten sowie weiteren Quellen. Alle diese Quellen waren Teil des anfänglichen Staatskapitals des neuen China. 

Nach der Gründung der Volksrepublik China wurde eine Politik der „Nutzung, Begrenzung und Umwandlung“ gegenüber der privatkapitalistischen Wirtschaft angewandt. In der Periode der Wiederherstellung der Volkswirtschaft erfuhr der Staatskapitalismus in Form der Kooperation von Staatskapital und privatem Kapital erste Entwicklung. 1953 legte die KPCh die „Leitlinien der Partei in der Übergangsperiode“ vor und vollendete die sozialistische Umwandlung der kapitalistischen Industrie und des kapitalistischen Handels mittels Staatskapitalismus. In Form gemeinsamen Betriebs von staatlicher und privater Seite wurden privatkapitalistische Industrie und Handel in Staatsbetriebe umgewandelt und privates Kapital in staatliches Kapital umgewandelt. Dieser ganze Prozess dauerte bis Ende 1956 an.

Die KPCh wendete die marxistisch-leninistische Theorie schöpferisch auf die Realität Chinas an. Durch eine „Ankaufpolitik“ löste sie erfolgreich auf friedliche Art und Weise das Problem der Widersprüche zwischen Proletariat und Kapitalisten. Nach der Umwandlung der kapitalistischen Unternehmen in sozialistische Betriebe wurden auch die ehemaligen Fabrikanten und Händler zu sozialistischen Arbeitern. Die gesellschaftlichen Produktivkräfte wurden aufgrund des Systemwechsels nicht geschädigt, sondern wiesen sogar eine beträchtliche Steigerung auf. Der Hauptteil des Kapitals der staatseigenen Unternehmen speiste sich natürlich noch immer aus staatlichen Investitionen. Im gemeinsamen staatlichen und privaten Betrieb von Unternehmen entsprachen die privaten Anteile ungefähr 2,4 Milliarden Yuan, die vom Staat geplanten Investitionen im ersten Fünfjahresplan erreichten dagegen einen Wert von 53,12 Milliarden Yuan. Wenn man die vom Staat außerhalb der Vorausplanung getätigten Investitionen auch noch miteinrechnet, erreichten die staatlichen Investitionen in den grundlegenden Aufbau des Landes einen Wert von 58,85 Milliarden Yuan. Dies entspricht dem 24½fachen des privaten Anteils im gemeinsamen staatlichen und privaten Wirtschaftsbetrieb. Hier wird deutlich: Der berüchtigte tiefgreifende Wandel, der mit der Aufhebung des kapitalistischen Privateigentums an Produktionsmitteln einherging, bildete nicht die Hauptquelle, aus der sich die staatseigenen Betriebe und ihr Kapital speisten, sondern die systemische Grundlage für die spätere Konzentration von Überschüssen und die Ressourcenverteilung des Staates. Es lässt sich festhalten, dass der Staatskapitalismus die grundlegende Methode zur Umsetzung der sozialistischen Umwandlung des neuen China darstellte und als solche wirkte er sich vermutlich auch langfristig auf die weitere Entwicklung aus. Die Kenntnis dieses Punktes ist für das Verständnis der nationalen Besonderheiten Chinas in der Anfangsphase des Sozialismus von entscheidender Bedeutung. Nach der grundlegenden Vollendung der sozialistischen Umwandlung war man auf allen Ebenen bestrebt, möglichst schnell Erfolge zu erzielen. Viele der unrealistischen Entscheidungen standen oft im Zusammenhang mit einer mangelnden Kenntnis der oben ausgeführten Probleme. Die Reinheit des sozialistischen Systems sowie Regierungsplanung und Verwaltung wurden einseitig betont. Es ist in jedem Fall zu bedauern, dass der Markteffekt des Staatskapitalismus an zu früher Stelle aufgegeben wurde.

4.2. Die Expansion des Staatskapitals

Das Hauptziel der Wirtschaftsentwicklung Chinas bestand während der Planwirtschaft in der möglichst schnellen Umsetzung der Industrialisierung und der Festigung des sozialistischen Systems. Im März 1949 wurde die vorrangige Entwicklung der Schwerchemie und der staatlichen Wirtschaft als grundlegende Politik von der 2. Plenarsitzung des 7. Zentralkomitees der KPCh bestätigt, im September 1949 folgte die Bestätigung durch die 1. Politische Konsultativkonferenz des chinesischen Volkes. Nach dem grundlegenden Abschluss der sozialistischen Umwandlung setzte sich das Eigentumssystem Chinas im Wesentlichen aus zwei Bestandteilen zusammen: der staatlich betriebenen Wirtschaft und der Kollektivwirtschaft. Die Entwicklung der staatlichen Industrie wurde hauptsächlich mit Regierungsinvestitionen vorangetrieben, womit ein Mechanismus zur weiteren Expansion des Staatskapitals geschaffen wurde.

Im März 1950 führte China ein System der „einheitlichen Finanzen“ ein. Investitionen der Zentralregierung wurden immer mehr zur grundlegenden Investitionsform. Bis Ende 1952 hatte China bereits weitestgehend die Wiederherstellung der Volkswirtschaft vollendet und ab 1953 begann es mit der Umsetzung des ersten Fünfjahresplanes. Laut dem ersten Fünfjahresplan lassen sich die Investitionen der Regierung in den grundlegenden Aufbau während seiner Laufzeit mit 58,85 Milliarden Yuan beziffern, unmittelbar von der Zentralregierung verantwortete Projekte machten 82% der Summe aus, die von lokalen Regierungen 18%. Dem Leitfaden einer bevorzugten und schnellen Entwicklung der Schwerindustrie entsprechend konzentrierten sich die Investitionsbereiche der Regierung in dieser Periode schwerpunktmäßig auf die Industrie. In der Schwerindustrie wiederum stand der Maschinenbau, insbesondere die Rüstungsindustrie im Fokus. Betrachtet man die einzelnen Projekte, so standen jedoch die 156 mithilfe der Sowjetunion realisierten Schwerpunktprojekte im Zentrum der Anstrengungen. Im Zeitraum des „Großen Sprungs nach vorn“ von 1958 bis 1960 erreichten die Investitionen des Staates in den grundlegenden Aufbau 100,7 Milliarden Yuan, darunter befanden sich allerdings viele Investitionen, die nicht zu einer wirklichen Schaffung von Produktivkräften führten. Dies löste eine schwerwiegende Misere der Volkswirtschaft zu Anfang der 1960er-Jahre aus. Nach den von 1961 bis 1965 vorgenommenen Anpassungen begann sie sich gerade wieder zu erholen, als dann 1966 die zehn Jahre andauernden Wirren der Kulturrevolution begannen. In diesem Zeitraum lag der Fokus der staatlichen Investitionen zwecks „Kriegsvorbereitung“ auf der Beschleunigung der Entwicklung der Schwerindustrie und der Industrie im Landesinneren. Im Oktober 1976 wurde die „Viererbande“ zerschlagen und damit die Wirren der Kulturrevolution beendet. Daraufhin kam wiederum eine neue Welle von Investitionen in Gang. Unter dem Leitgedanken des „Neuen Sprung nach vorn“ sollte auf unrealistische Weise die Fertigstellung bestimmter Projekte und der Import ausländischer Anlagentechnologie beschleunigt werden. So wurden ein weiteres Mal beträchtliche Schwankungen in der Volkswirtschaft ausgelöst. Im Jahr 1952 betrug das feste Kapital der staatseigenen Betriebe ursprünglich lediglich 24,06 Milliarden Yuan, bis 1978 wuchs es bereits bis auf 448,42 Milliarden Yuan an, letztere Summe ist das 18,7-fache Ersterer, was einem durchschnittlichen jährlichen Wachstum von 12,4% entspricht. 

In der Zeit der Planwirtschaft wurde ein recht großer Teil des Staatskapitals durch eine „Art Tribut“ von landwirtschaftlichen Produkten (das heißt niedrigere Preise für landwirtschaftliche Produkte und höhere Preise für Industrieprodukte, auch „Schere“ genannt Anmerkung des Übersetzers) von den Bauern gewonnen. Vor der Reform- und Öffnungspolitik eignete der Staat sich durch den Unterschied von Verkaufs- und Marktpreis im staatlichen Ankaufs- und Verkaufssystem eine Summe von 280 Milliarden Yuan an. Den Unterschied zwischen Steuereinnahmen aus der Landwirtschaft und den Mitteln zur Bauernunterstützung von 19,428 Milliarden Yuan eingerechnet, hat die Regierung in dieser Periode wahrscheinlich ungefähr 300 Milliarden Yuan an Geldmitteln aus den Händen der Bauern in Einkommen des Staatshaushaltes und somit in Staatskapital umgewandelt. 

4.3. Verwaltungssystem und Betrieb der staatseigenen Wirtschaft

Von 1949 bis 1978 bestand die staatlich betriebene Wirtschaft Chinas, ihrem Namen gerecht werdend, aus staatseigenen, von der Regierung betriebenen Unternehmen. Diese Staatsunternehmen lassen sich wiederum in zwei Unterkategorien aufteilen: in Unternehmen, die unmittelbar von den verschiedenen Ministerien der Zentralregierung und einer zentralen Muttergesellschaft betrieben und verwaltet wurden und dementsprechend direkt der Zentralregierung unterstanden und in Unternehmen, die von lokalen Regierungen auf Provinz-, Stadt und Kreisebene betrieben und verwaltet wurden. Doch völlig gleich, ob es sich um direkt der Zentralregierung unterstehende oder lokale Unternehmen handelte, ihnen allen fehlte es an Eigenständigkeit in Betrieb und Verwaltung in Jahren stetiger Instabilität des Planwirtschaftssystems. Sie wurden im Wesentlichen zu Anhängseln der Regierung.

Die Grundlage der chinesischen Industrie war schwach, ihre Entwicklung sehr unausgewogen und die Produktivkräfte rückständig. Es gab zwar eine enorm große Menge an staatlich betriebenen Unternehmen, die Unterschiede in technologischer Ausstattung und Verwaltung waren jedoch enorm. Die Schwäche eines Betriebs- und Verwaltungssystems mit einem hohen Grad an Zentralisation liegt offensichtlich in seiner Unfähigkeit zur Anpassung an die Entwicklung der Produktivkräfte. Die Autoren dieses Buches haben die Veränderungen im Verwaltungssystem der staatseigenen Unternehmen unter dem System der Planwirtschaft untersucht, zum Beispiel die Reform für eine demokratische Verwaltung, die Verwaltung in von Staat und Privat gemeinsam betriebenen Unternehmen, den Beschluss und die Umsetzung des „Grundgesetzes der Stahlindustrie von Anshan“21, die versuchsweise Anwendung des Verwaltungssystems von Trusts und die Reorganisationen von zentralen und lokalen Verwaltungsverantwortungen und Rechten. Zwar brachten die Reformen gewisse Erfolge, sie folgten jedoch in zu kurzem Abstand aufeinander. Außerdem kreisten die Reformen immerzu um die Abgrenzung zentraler und lokaler Machtbefugnisse. Sie alle erfolgten unter der Vorbedingung, dass der ausschließliche Staatsbesitz und das administrative Planwirtschaftssystem nicht berührt werden. Hinter ihnen stand zwar die Absicht, die Kräfte beider voll zu entfalten und dem von der Zentralregierung ausgehenden politischen Stillstand etwas entgegenzusetzen, jedoch wurden diese Ansprüche letztendlich nicht erfüllt. Es kam häufig zu Schwankungen und Chaos im Wirtschaftsbetrieb, da große Machtbefugnisse an die Lokalregierungen ohne Ausübung der notwendigen Kontrolle übergeben wurden. Hinzu kam noch die durch die „Anti-Rechtsabweichler-Kampagne“ und die „Anti-Anti-Großer-Sprung-Kampagne“ geschaffene euphorische Stimmung zur Erzielung schneller Erfolge im Wirtschaftsaufbau. Wie auch immer man das Ganze nun genau analysiert, eines ist sicher: Die Reformen im Verwaltungssystem der staatlichen Unternehmen betrachteten nicht die Unternehmen selbst als Subjekt der Problemlösung. Außerdem ignorierten sie das Wertgesetz und die Regeln des Marktes. Im Ergebnis bewegten sich die Reformen so in einem stetigen Teufelskreis.

Zwischen 1949 und 1978 gab es große Schwankungen in der Effizienz der staatlichen Unternehmen. In manchen Perioden übertraf ihre Wachstumsrate 80%, in anderen Perioden gab es jedoch wiederum Rückgänge. Insgesamt gesehen, aber lässt sich eine negative Entwicklungsrichtung erkennen. Die Produktivität der staatseigenen Industriebetriebe befand sich in einem ständigen Auf und Ab. In der Phase der Wiederherstellung der Volkswirtschaft und des ersten Fünfjahresplanes wuchs die Arbeitsproduktivität aller staatlichen Unternehmen und ihrer Mitarbeiter beständig. Zur Zeit des „Großen Sprungs nach vorn“ wiederum zeigte sich ein deutlicher Rückgang in der Arbeitsproduktivität. Während der dreijährigen Anpassungsphase pendelte sie sich wieder ein. In der „Kulturrevolution“ ergab sich erneut ein Rückgang. Ab Ende der „Kulturrevolution“ bis 1980 stieg die Arbeitsproduktivität wieder an. Allerdings waren die Unterschiede in der Arbeitsproduktivität zwischen verschiedenen Unternehmen sehr groß. Durch falsche Entscheidungen entstanden während der „Kulturrevolution“ große Defizite der staatlichen Unternehmen. Diese Defizitsituation setzte sich noch bis 1978 fort.

4.4. Der historische Beitrag des Staatskapitals zur Wirtschaftsentwicklung des neuen China

Der historische Beitrag des Staatskapitals und der staatlichen Wirtschaft zur ökonomischen Entwicklung der Volksrepublik China zeigt sich vor allem in folgenden Aspekten:


	Die staatlichen Unternehmen waren die treibende Kraft für die Entwicklung der chinesischen Industrie und festigten die wirtschaftliche Grundlage des sozialistischen Systems: Zwischen 1949 und 1978 wies die chinesische Industrie ein beachtliches Entwicklungstempo auf. Dieses hing eng mit den fortgesetzt vom Staat getätigten Großinvestitionen zusammen. Die Wachstumsrate der staatlichen Industrie konnte nicht nur mit jener der restlichen Industrie Schritt halten, sondern übersteig sogar noch das Entwicklungstempo der gesamten Volkswirtschaft. 



	Mithilfe von Staatskapital und staatlichen Unternehmen wurde eine Reihe von Großprojekten realisiert: Der größte Vorteil der Planwirtschaft lag in ihrer Möglichkeit zur Konzentration enormer Mittel in kurzer Zeit für die Umsetzung von Schlüsselprojekten und somit in der schnellen Schaffung großer Produktionskapazitäten. Zwischen 1953 und 1980 wurden mit Staatsinvestitionen insgesamt 3531 mittlere und große Projekte fertiggestellt, davon 2324 Industrieprojekte, was einem Anteil von 65,8% entspricht. Unter den Industrieprojekten wiederum machten Maschinenbau und Strominfrastruktur den wesentlichen Teil aus. Transport, Post und Telekommunikation nahmen in diesem Zeitraum mit 493 Projekten und einem Gesamtanteil von 14% den zweiten Platz ein. Diese Schlüsselprojekte haben in großem Maße die Produktionskapazitäten und die technologischen Fähigkeiten Chinas gesteigert. Außerdem waren sie die entscheidende materielle Voraussetzung für die spätere Reform- und Öffnungspolitik.



	Die Entwicklung der staatlichen Wirtschaft hat für einen Ausgleich in der regionalen Wirtschaftsentwicklung gesorgt: Die rasante Entwicklung der staatlichen Industrieunternehmen hat nicht nur den Anteil der Industrie in den drei Wirtschaftssektoren gesteigert, sondern auch noch für eine ausgeglichenere regionale Verteilung der Industrie in China gesorgt. Insbesondere die industriellen Produktionskapazitäten der westlichen Landesteile erfuhren eine überdurchschnittliche Entwicklung. Das Verhältnis des Produktionswertes der Regionen entlang der Küste zum Landesinneren betrug 1952 69,4%:30,6%, bis zum Jahr 1978 veränderte sich dieses bereits zu 60,9%:39,1%. Damit stieg der Anteil des Produktionswertes der Industrie im Landesinneren um fast neun Prozentpunkte an. In der Leichtindustrie betrug das Verhältnis des Produktionswertes der Regionen an der Küste zu den Regionen im Landesinneren 1952 71,5%:28,5% und 1978 bereits 64,5%:35,5%. Der Anteil der Leichtindustrie im Landesinneren stieg um sieben Prozentpunkte. In Bezug auf die Produktionsstruktur lässt sich in der Planwirtschaftsperiode ein Verschiebungsprozess einiger grundlegender Produktionssektoren von den Küstenregionen ins Landesinnere beobachten. Dieser betraf vor allem die rohstoffproduzierenden Branchen. Bis 1980 wurde bereits ein recht großer Teil grundlegender Rohstoffe im Landesinneren produziert. Dies kann als eine Errungenschaft des Staatskapitals betrachtet werden.





4.5. Innere Widersprüche in der Funktion des Staatskapitals

Die übermäßige Expansion des Staatskapitals und die verknöcherten Verwaltungsmodi der staatseigenen Wirtschaft während der Planwirtschaftsperiode sorgten für eine geringe Betriebseffizienz des Staatskapitals und zeigten klar erkennbar die Widersprüche im Innern des Systems:

1. Übermäßige Expansion des Staatskapitals und sein „Auspresseffekt“: 

Um in einem Land mit einer rückständigen Wirtschaft und hoher Einwohnerzahl die Wirtschaft zu entwickeln, ist die Existenz eines Staatskapitals unabdingbar. Seine Entwicklung kann unzweifelhaft eine effektive Maßnahme zur Lösung der Kapitalknappheit sein und in Form der staatseigenen Wirtschaft die Entwicklung der Volkswirtschaft voranbringen. Dennoch eignen sich längst nicht Unternehmen aller Entwicklungsstadien zu Verwaltung und Betrieb durch den Staat. Im Entwicklungsprozess des chinesischen Staatskapitals, insbesondere während der Umwandlung der kapitalistischen Industrie und des kapitalistischen Handels wurde das bereits vorhandene private Kapital verstaatlicht. Real bedeutete dies eine Art Ausschluss und „Auspressung“ anderen Kapitals. Dies trifft in besonderem Maße auf jene sich zum privaten Betrieb eignenden mittelständischen Unternehmen mit ihrer besonderen Rolle zu. Die Autoren erkennen die „anarchische“ Entwicklungstendenz und die Skrupellosigkeit des Privatkapitals an, dennoch kann man nicht grundsätzlich die Betriebseffizienz des Privatkapitals leugnen. Des Weiteren, wenn es im Bereich des Kapitalmarktes eines Landes lediglich eine Form von Kapital gibt, dann wird dieses durch fehlende Konkurrenz seinen Antrieb und seine Begrenzung verlieren. So kann nicht garantiert werden, dass der Kapitalbesitzer richtige Entscheidungen trifft, die dann wiederum zu Steigerungen in der Effizienz des Kapitalbetriebs führen. Von dieser Warte aus gesprochen, resultierte die Auflösung der Planwirtschaft daher eben genau aus der Unfähigkeit dieses Kapitals zur Erwirtschaftung angemessener Gewinne.

2. Verknöchertes Verwaltungssystem der staatlichen Betriebe und hohe Kosten im Geschäftsverkehr: 

Während der Planwirtschaftsperiode durchlief das Verwaltungssystem der staatseigenen Wirtschaft wiederholt Anpassungen. Bei diesen handelte es sich jedoch im Wesentlichen um Reorganisationen der Befugnisse von Zentralregierung und lokalen Regierungen. Den Unternehmen fehlte es allerdings durchgängig an einem Selbstbestimmungsrecht. Die Verwaltung der staatseigenen Wirtschaft erfolgte mittels Planvorgaben. Diese wurden der unteren Verwaltungsebene von oben vorgegeben. In diesem in einzelnen „Strängen“ organisierten Verwaltungssystem, das in der Hauptsache von oben nach unten funktionierte, wurden die staatlichen Unternehmen von diversen weisungsbefugten Abteilungen der Zentralregierung jeweils innerhalb eines bestimmten „Systems“ verwaltet. Wenn ein Unternehmen mit einem Unternehmen eines anderen Systems wirtschaftliche Beziehungen aufnehmen wollte, konnte dies nur über die weisungsbefugte Abteilung des Systems erfolgen, das heißt, die Unternehmen konnten nicht direkt untereinander in Kontakt treten. Daneben existierte ein in verschiedene „Stücke“ aufgeteiltes System, in dem die Verwaltung im Wesentlichen auf gleicher Ebene stattfand. Die staatlichen Unternehmen wurden innerhalb dieser Struktur jeweils von den lokalen Regierungen verwaltet. Angenommen, Unternehmen aus verschiedenen Orten hätten miteinander in Geschäftsbeziehungen treten wollen, so hätte dies nur über die lokalen Regierungen erfolgen können. Die Unternehmen verschiedener Regionen konnten untereinander nicht direkt in Kontakt treten. Es wird also offensichtlich, dass beide Systeme über verknöcherte Strukturen verfügten und im Geschäftsverkehr dementsprechend hohe Kosten verursachten. Damit ging nicht zuletzt eine Verschwendung gesellschaftlicher Ressourcen einher.

3. Widerspruch zwischen einer hochgradig zentralisierten Verwaltung und dem Wertgesetz:

Die Preisbestimmung durch Regierungsbeamte war einer der Kerninhalte der vom Staatskapital getragenen Planwirtschaft. Diese Vorgehensweise stand offenkundig im Widerspruch zu dem Wertgesetz inhärenten Gesetzmäßigkeiten. Des Weiteren ist es theoretisch zwar möglich für die gesamte Gesellschaft eine einheitliche Kalkulation durchführen und einen einheitlichen Preis festzulegen, in der Realität jedoch gibt es tausenderlei Unterschiede bei Produkten und Dienstleistungen und es ist nahezu unmöglich, für die gesamte Gesellschaft eine einheitliche Kalkulation durchzuführen. Selbst wenn man mit hohem Kostenaufwand zu einem ungefähren Ergebnis kommt, ist es häufig, wenn es nicht schon veraltet ist, kaum umsetzbar und dementsprechend nur mit hohen Abstrichen durchführbar.

4. Expansion des Staatskapitals und der damit einhergehende Gleichgewichtsverlust der Wirtschaftsstruktur:

Zugegebenermaßen war die Expansion des Staatskapitals während der Planwirtschaftsperiode von einer bestimmten Seite her betrachtet logisch, allerdings barg seine übermäßige Expansion die latente Gefahr eines Gleichgewichtsverlusts innerhalb der Wirtschaftsstruktur. Mit dem Ziel, die Entwicklungsgeschwindigkeit der Wirtschaft rasch zu steigern, schwoll das Staatskapital während des „Großen Sprungs nach vorn“ rasch an. Allerdings wurde dabei die innere Verbundenheit der verschiedenen Wirtschaftsbereiche und der einzelnen Regionen außer Acht gelassen. Durch im Rahmen der „Dritten-Front-Strategie“ während der Kulturrevolution getätigte einseitige Investitionen in militärische Infrastruktur im Landesinneren geriet die Wirtschaftsstruktur ein weiteres Mal ernsthaft aus dem Gleichgewicht. Die übermäßige Expansion des Staatskapitals sorgte für eine hohe Akkumulationsrate, wohingegen die Konsumrate jedoch auf ein sehr geringes Niveau gedrückt wurde. Akkumulation und Konsum befanden sich in einem steten Ungleichgewicht. Das langfristige Ungleichgewicht der Wirtschaftsstruktur zog eine enorme Verschwendung von Arbeitskraft, materiellen Ressourcen und Finanzkraft des Staates nach sich. Die Wirtschaft erlitt auf makroökonomischer Ebene und in Bezug auf ihre Effizienz schwerwiegende Schäden. 

5. Unangemessene Betriebsstruktur sowie Unternehmens-/Amtsführung in der staatseigenen Wirtschaft:

In der Planwirtschaft wurden der staatseigenen Wirtschaft viele wichtige Ziele auferlegt. Sie übernahm nicht nur die Verantwortung für die Wirtschaftsentwicklung und die Erwirtschaftung von Gewinnen für den Staat, sondern noch viele weitere Funktionen wie die Bereitstellung von Arbeitsplätzen und die soziale Absicherung der Arbeiter. Sogar die Garantie der nationalen Sicherheit und Stadtentwicklung gehörten zu ihren Aufgaben. Durch die Vielzahl an Unternehmenszielen war es schwierig, ihre Erfüllung zu überprüfen und Erfolge zu messen. Die Betriebsverwaltung konnte ihre Unfähigkeit in der eigentlichen Organisation des Wirtschaftsbetriebes mit der Erfüllung anderer Ziele überdecken. Im Anreizmechanismus für die staatseigenen Unternehmen gab es zwar keine grundlegenden Interessenskonflikte mit dem Staat, allerdings existierte eine Diskrepanz in einigen konkreten Interessen beider. Dies brachte gewisse Schwierigkeiten für die Planwirtschaft mit sich. Auf den eigenen Vorteil bedacht, beanspruchten Unternehmen möglichst viele Ressourcen für sich selbst und versuchten, die staatlichen Vorgaben herunterzuhandeln. Gleichzeitig strebten sie nach einer Verbesserung von Einkommen und Wohlfahrtsleistungen der Arbeiter. Zwar gab es auch Sanktionsmechanismen, aufgrund der unmittelbaren Eigentümerschaft der Regierung an den staatseigenen Unternehmen kamen praktisch jedoch nur schwache Sanktionierungsmaßnahmen zum Einsatz. Obwohl die Regierung in Form verschiedener Planungsvorgaben die staatseigenen Unternehmen verwaltete, blieb eine Nichterfüllung faktisch dennoch folgenlos. Die Unternehmen bedienten sich mit Vorliebe am „großen Reistopf“ des Staates und die Arbeiter bedienten sich wiederum aus dem „großen Reistopf“ der Unternehmen. In einem solchen System gleicher Verteilung kam es nicht auf die konkrete Leistung eines Arbeiters an. Dementsprechend konnte man sie kaum zu mehr Fleiß animieren. In einem solchen Verwaltungssystem besaßen auch die Unternehmen keinen Antrieb zu effektiver Betriebsverwaltung oder zur Durchführung wirtschaftlicher Kalkulationen. Im Ergebnis konnte so keine angemessene Nutzung der bereits vorhandenen Produktionskapazität und damit höchstmögliche wirtschaftliche Effektivität garantiert werden. Es konnte ebenfalls nicht abgesichert werden, dass mittels der Verausgabung möglichst wenig lebendiger und vergegenständlichter Arbeit eine möglichst große Produktionskapazität geschaffen wurde. Eben diese Aspekte waren wichtige Ursachen dafür, dass die Arbeitsproduktivität der staatseigenen Unternehmen kaum gesteigert werden konnte.

6. Widerspruch zwischen der Dominanz des Staatskapitals und der Diversifizierung von Eigentumsformen: 

Das System des Volkseigentums in der Planwirtschaftsperiode beinhaltete in einem gewissen Umfang auf eine bestimmte Art und Weise Eigentum des „großen ganzen Volkes“ und eines „kleinen Teil des ganzen Volkes“. Um für eine effektive Verwaltung der Produktion zu sorgen, hätte man die mit diesen Eigentumsformen verbundenen materiellen Interessen ausnutzen müssen. In einem System, in dem das Staatskapital die Hauptkraft der Volkswirtschaft darstellte, wurde jede Dezentralisation jedoch als Schwächung der Wirtschaftsgrundlage des Sozialismus wahrgenommen. So existierten erst gar nicht die notwendigen Voraussetzungen für die Entstehung wirtschaftlich geschickter Unternehmensformen. 

Oben genannte Gründe sorgten für eine niedrige Effektivität in der Volkswirtschaft. Dieser Zustand war so nicht weiter tragbar. So reiften schließlich die Gegebenheiten für eine tiefgreifende Reformierung des alten Systems, das nicht den Bedürfnissen der Produktivkraftentwicklung gewachsen war. Dieses Buch wird sich schwerpunktmäßig mit der der staatlichen Wirtschaft auseinandersetzen und weniger auf Dörfer, Bauern und Landwirtschaft eingehen. An dieser Stelle muss Folgendes betont werden: Die Wirtschaftsentwicklung in der Planwirtschafsperiode stützte sich im Wesentlichen auf eine hohe Akkumulation und schädigte dabei in gewissem Maße die Interessen der Bauern. Unterschiede zwischen Arbeitern und Bauern und Stadt und Land ließen sich so nicht verringern. Die traditionelle zweiteilige Wirtschaftsstruktur, die sich in einen modernen industriellen Sektor und einen Sektor zur Produktion überlebenswichtiger Güter teilte, verfestigte sich. Gleichzeitig wurden die Probleme der Dörfer und Bauern sowie der Landwirtschaft zu Schwachstellen des sozialistischen Wirtschaftssystems und seiner Struktur. Dies wirkte sich negativ auf die Entwicklung der Wirtschaft und die Systemstabilität aus. Reformen mussten genau hier ansetzen. 

5. Umgestaltung und Entwicklung des Staatskapitals seit der Reform- und Öffnungspolitik

Die 3. Plenarsitzung des 11. Zentralkomitees der KPCh blies das Signal zur Reform- und Öffnungspolitik Chinas. Nach der mit höchster Priorität durchgeführten und von Erfolg gekrönten Reform der Dörfer befasste man sich Anfang der 1980er-Jahre nun mit den staatseigenen Unternehmen. Es ging darum, wie diese als einer der wirtschaftlichen Hauptakteure gut geführt und belebt werden könnten. Mit dem Ziel einer Effizienzsteigerung des Staatskapitals und einer Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der staatseigenen Unternehmen wurde eine Reihe von Reformen und Experimenten angegangen. Diese Absichten sollten vor allem durch Anpassungen in der Betriebsführung verwirklicht werden. Seit Anfang der 1990er-Jahre passte sich die staatseigene Wirtschaft an die immer mehr Form annehmende sozialistische Marktwirtschaft an. Unter dem Leitfaden einer angemessenen Teilnahme des Staates an der Wirtschaft wurde an der Anpassung und Neuorganisierung der Wirtschaft weiter festgehalten. Die Verwaltung des Staatskapitals wurde umfassend reformiert, um so die Steuerungs- und Einflusskraft der staatseigenen Wirtschaft zu steigern. Nach 30 Jahren großer Anstrengungen hat das in Betrieben fixierte Staatskapital in seiner Betriebsform, Effizienz sowie seinen grundlegenden Funktionen entscheidende Veränderungen erfahren. Diese zeigen sich besonders deutlich in der Annäherung der Staatsbetriebe an die Marktgesetze sowie dem geschickteren und eigenständigeren Betrieb. Damit ist das Staatskapital besser in der Lage, seine grundlegenden Funktionen zu erfüllen, wie zum Beispiel Einfluss und Kontrolle gegenüber der Volkswirtschaft auszuüben, Marktversagen auszugleichen und neue Märkte entstehen zu lassen. 

5.1 Steigerung der mikroökonomischen Effizienz des Staatskapitals durch Reformen im System der staatseigenen Unternehmen

Die Vergrößerung der Eigenständigkeit staatlicher Betriebe war der gedankliche Ausgangspunkt für die Reformen zur Steigerung ihrer Betriebseffizienz und zu ihrer Anpassung an die Marktwirtschaft. Im Oktober 1978 räumte die Provinz Sichuan als erste einigen staatseigenen Industrie- und Transportunternehmen innerhalb der Provinz gewisse Autonomierechte ein. Damit begann die Reform der staatseigenen Unternehmen. Sie übertrug den Unternehmen gewisse Entscheidungsrechte und ließ auch Gewinn zu. Rasch weitete sie sich auf nahezu alle staatseigenen Unternehmen aus. Kurz nach Umsetzung dieser Reform wurden in den staatseigenen Unternehmen wiederum ein System zur Übernahme wirtschaftlicher Verantwortung und eine „Profitkorrektursteuer“ (Steuer auf den Profit des Unternehmens Anmerkung des Übersetzers) eingeführt. Schon bald schlossen sich daran die nächsten Reformen an. 1984 wurde auf der 3. Plenarsitzung des 12. Zentralkomitees der KPCh die „Entscheidung des Zentralkomitees der Kommunistischen Partei Chinas zur Reform des Wirtschaftssystems“ verabschiedet, die die Möglichkeit der Teilung von Eigentums- und Betriebsrechten von Unternehmen vorsah. Einige Unternehmen führten mit dieser Neuerung ein System zur Übernahme von Geschäftsverantwortung ein. Es handelte sich um ein besonderes chinesisches Reformmodell, das damals rasch Verbreitung in den staatlichen Unternehmen fand. Dieses funktionierte nach dem Prinzip der Teilung von Eigentums- und Betriebsrechten. Die Unternehmen schlossen mit dem Staat einen Vertrag, in dem die Aufteilung von Verantwortung, Befugnissen und Gewinn zwischen Staat und Unternehmen festgelegt wurde. Dieser erlaubte den Unternehmen auf Basis unveränderter Eigentumsverhältnisse einen eigenverantwortlichen Betrieb, inklusive Gewinn und Verlust auf eigenes Risiko. Mit den Regelungen zu Beginn der Reform verglichen, warf das System zur Übernahme von Geschäftsverantwortung bereits grundlegende systemische Fragestellungen auf. Diese beinhalteten eine Reihe tiefgreifender Fragestellung wie die der rechtlichen Anerkennung der Trennung von Regierung und Unternehmen und des Selbstbestimmungsrechtes von Unternehmen. Jedoch konnte auch das System zur Übernahme von Geschäftsverantwortung kaum die durch die unklaren Eigentumsverhältnisse der staatseigenen Unternehmen hervorgerufenen Missstände lösen. Also musste die Reform der grundlegenden Eigentumsrechte an den staatseigenen Unternehmen auf die Agenda gesetzt werden.

Der im Oktober 1992 einberufene 14. Parteitag der KPCh hat die Schaffung eines sozialistischen Marktwirtschaftssystems unmissverständlich als Ziel der Wirtschaftsreformen Chinas benannt. Weiterhin wurde festgehalten, dass Unternehmen die wirtschaftliche Grundeinheit auf dem Markt darstellen und die Hauptakteure des dort stattfindenden Wettbewerbs seien. Daher, so hieß es, müsse ihre Stellung als Hauptakteure auf dem Markt im Rahmen der sozialistischen Marktwirtschaft neu bestimmt werden. Vor diesem Hintergrund begannen einige Unternehmen mit dem Ziel der Schaffung eines modernen Unternehmenssystems, Reformen zur Diversifizierung der Eigentumsrechte anzustoßen. In der Form strebten sie die Möglichkeit von Unternehmensbeteiligungen an.

5.2. Strategische Restrukturierung der staatseigenen Wirtschaft sowie Steigerung der sozialen Erträge des Staatskapitals

Zwar erzielten die staatseigenen Unternehmen bei der Schaffung eines modernen Unternehmenssystems große Fortschritte, das Problem der Passivität der staatseigenen Unternehmen im Gesamten konnte jedoch bis zum damaligen Zeitpunkt noch nicht grundlegend gelöst werden. Die Zahl der eigenverantwortlich betriebenen staatlichen Industrieunternehmen mit Verlust nahm noch immer zu und die Verlustsumme stieg kontinuierlich weiter an. Gleichzeitig zeigte sich in der nichtstaatlichen Wirtschaft jedoch eine rasche Entwicklung. Mit Blick auf diese Situation fällte das Zentralkomitee der KPCh in den 1990er-Jahren die Entscheidung zur Umsetzung einer strategischen Restrukturierung der staatlichen Wirtschaft. Diese war gleichbedeutend mit einer strategischen politischen Entscheidung für die Beibehaltung großer Unternehmen und die Aufgabe kleinerer Unternehmen durch den Staat. Durch die „Drei Reformen und eine Stärkung“-Politik22 sollte ein guter Umgang mit den großen staatseigenen Unternehmen und Unternehmensgruppen erreicht werden. Zur Belebung der staatseigenen kleinen und mittelgroßen Unternehmen wurden verschiedenste Formen ihrer Öffnung angewandt. In wichtigen Bereichen und Schlüsselsektoren sollten Steuerungs- und Einflusskraft der staatseigenen Wirtschaft gesteigert werden, wohingegen in anderen Bereichen nur eine angemessene Beteiligung des Staates erfolgen sollte. Der Fokus lag auf der Steigerung der sozialen Erträge des Staatskapitals. 

Bei der absoluten Mehrzahl der staatlichen Unternehmen handelte es sich um kleine Unternehmen. Mittlere und große Unternehmen machten einen nur geringen Anteil aus, ihre Stellung in der Volkswirtschaft war jedoch von zentraler Bedeutung. Diese wenigen Schlüsselunternehmen sollten nicht nur fest, sondern auch gut vom Staat in der Hand gehalten werden. Nicht nur sollten ihre Qualität und Effizienz gesteigert werden, sondern auch ihre Rolle als wirtschaftliches Rückgrat sollte voll zur Geltung kommen. Die Schlüsselstellung des öffentlichen Eigentums sollte gefestigt werden, damit es seine Leitfunktion im Gesamtsystem wahrnehmen konnte und so effektiv in die Lage versetzt wurde, die Entwicklung einer Reihe kleiner und mittelgroßer Unternehmen voranzubringen. Diesem Ziel angegliedert, sollte es ebenfalls die Anpassungsfähigkeit einiger kriselnder Unternehmen stärken. Erreichen sollten die staatlichen Unternehmen diese Ziele durch die Schaffung eines modernen Unternehmenssystems, die Verbesserung ihrer Kapitalstruktur, die Beschleunigung ihrer technischen Erneuerung und die Stärkung ihrer inneren Verwaltung. Für die große Zahl der geographisch weit verstreuten kleinen und mittelgroßen Unternehmen mit ihrem weit verstreuten Kapital wurden weiter öffnende und flexibilisierende Reformmaßnahmen ergriffen. Dazu gehörten zum Beispiel Fusionen verschiedener Unternehmen oder Verpachtung, manche wurden auch in Genossenschaften ähnelnde Formen umgewandelt oder direkt verkauft. 

Zur Förderung der Entwicklung großer staatseigener Unternehmen wurde diesen gestattet, nach und nach an den Kapitalmarkt zu gehen. So wandelten sie sich zu vom Staat kontrollierten, börsennotierten Unternehmen. Dies sorgte dafür, dass das Staatskapital sich von seiner vorherigen gegenständlichen Form in die stärker zirkulierende Form von Wertpapieren verwandelte. Diese Hebung des Staatskapitals auf ein neues Niveau spiegelte seine neue Entwicklungsrichtung wider. Außerdem war sie ein wichtiges Zeichen für die kontinuierliche Reifung der sozialistischen Marktwirtschaft Chinas. 

Mit dem immer weiteren Fortschreiten der Reform- und Öffnungspolitik und dem ihr zugrundeliegenden Gedankengang wurde die strategische Restrukturierung des Kapitals der staatlichen Wirtschaft zu einer alternativlosen Entscheidung. Zu Beginn des Jahres 2001 kündigte die chinesische Zentralregierung offiziell die Restrukturierung des Kapitals der staatseigenen Wirtschaft in 196 Industriebereichen an: 15 Industriebereiche sollten zwingend ein Monopol staatseigener Industrien bleiben oder zumindest staatlich dominiert werden. In 35 Bereichen wurde zwar keine Notwendigkeit für ein Staatsmonopol gesehen, dennoch sollte eine gewisse Führungsrolle des Staates erhalten werden. Aus weiteren 146 normalen konkurrenzorientierten Industriesektoren sollten sich staatliche Unternehmen schrittweise zurückziehen. 2004 teilte die Kommission des Staatsrats zur Kontrolle und Verwaltung von Staatsvermögen (SASAC) mit Blick auf die damalige Situation und die Entwicklungsrichtung der Reformen der der Zentralregierung direkt unterstehenden Unternehmen diese weitergehend in drei Arten und sieben Bereiche ein. Die betroffenen Betriebe wurden anhand dieses Plans umstrukturiert. Am 18. Dezember 2006 verbreitete die Staatskanzlei des Staatsrates der Volksrepublik China die „Leitgedanken zur Förderung der Anpassungen des Staatskapitals und zur Umstrukturierung der Staatsunternehmen“ der SASAC und kündigte in einem weiteren Schritt entschlossen die Kontrolle von sieben großen Bereichen23 durch die Staatswirtschaft an. Für der Zentralregierung unterstehende Unternehmen der Rüstungsindustrie, der Erschließung von Öl und Gas sowie weiterer wichtiger Ressourcen und für das Stromnetz, die Telekommunikation sowie weitere Infrastrukturbereiche sollte das Staatskapital weiterhin alleiniger Kapitalgeber sein oder die Unternehmensanteile vollständig kontrollieren. Das Staatskapital sollte die Anteile an den der Zentralregierung unterstehenden Unternehmen der Zivilluftfahrt und des Schiffstransports sowie deren wichtigen Tochterfirmen aus diesen Bereichen weiterhin vollständig kontrollieren. Für das Geschäft mit Folgeprodukten der petrochemischen Betriebe, weiterführende Serviceangebote in der Telekommunikation und weitere der Zentralregierung unterstehende Bereiche sollte die Intensität der Umstrukturierungsreformen verstärkt werden und nichtöffentliches Kapital sowie ausländisches Kapital in sie einfließen, um eine Diversifizierung der Hauptinvestoren und der Eigentumsrechte voranzutreiben. Gleichzeitig behielt die staatseigene Wirtschaft eine starke Kontrolle über Unternehmen aus grundlegenden Industriezweigen und wirtschaftlich wichtige Hilfsindustrien, darin enthalten waren der Anlagenbau, die Automobilindustrie, die IT-Branche, die Bauwirtschaft, die Stahlindustrie, die Buntmetallindustrie, die Chemieindustrie, das Ingenieurwesen, Wissenschaft und Technik sowie weitere Bereiche. In diesen Sektoren sollte der Anteil des Staatskapitals sinken und die ökonomische Einfluss- und Antriebskraft der staatseigenen Wirtschaft gesteigert werden. Der Zentralregierung unterstehende Unternehmen des Maschinenbaus, der Automobilindustrie, des IT-Sektors, der Bauwirtschaft, der Stahlindustrie und der Buntmetallindustrie sollten zu wichtigen Schlüsselunternehmen und Vorreiterunternehmen ihrer Branche werden. In diesen Unternehmen sollte das Staatskapital dann die vollständige Kontrolle über die Anteile oder unter Vorbehalt eine relative Kontrolle der Anteile beibehalten. In der Zentralregierung unterstehenden Unternehmen aus dem Bereich Wissenschaft und Forschung sowie des Ingenieurwesens, die wichtige Aufgaben wie die Umsetzung von wichtigen Forschungsergebnissen und Technologien in den praktischen Betrieb übernehmen, behielt das Staatskapital die Kontrolle über die Anteile. 

Seit der bei der 3. Plenarsitzung des 18. Zentralkomitees der KPCh bekanntgewordenen „Entscheidung über die allseitige Vertiefung der Reformen einiger wichtiger Problemfelder“ hat China die Intensität der Reform staatseigener Unternehmen verstärkt und eine Reihe politischer Leitlinien und Maßnahmen beschlossen. Dazu gehören zum Beispiel die im August 2015 veröffentlichten „Leitgedanken zur Vertiefung der Reform der Staatsunternehmen“, die im August des gleichen Jahres veröffentlichten „Gedanken des Staatsrates zur Entwicklung eines gemischten Eigentumssystems in den Staatsunternehmen“ und die im gleichen Jahr im Oktober von der Staatlichen Kommission für Entwicklung und Reform, dem Finanzministerium und dem Ministerium für Arbeitskräfte und soziale Sicherheit verbreiteten „Leitgedanken zur Ermutigung und zu den Richtlinien des Eingangs nichtstaatlichen Kapitals in Investitionsprogramme von Staatsunternehmen“.

Einhergehend mit den Fortschritten einer Reihe von Reformmaßnahmen, insbesondere des allmählichen Aufbaus eines modernen Unternehmenssystems wurde das Staatskapital neu belebt und erfuhr eine neue Entwicklung. In der Marktwirtschaft verbesserte sich seine Verwaltung kontinuierlich und auch die Fähigkeit zu Systeminnovationen und technischen Innovationen wuchs beständig. Zwar reduzierte sich die Zahl der Staatsunternehmen nach der Umstrukturierung enorm, jedoch hat ihre Einfluss- und Leitkraft in der Volkswirtschaft nicht abgenommen, sondern hat einen vorläufigen neuen Höhepunkt erreicht.

5.3. Reform des Kontrollsystems für Staatskapital

Seit 1978 hat das Kontrollsystem für Staatskapital in etwa folgende drei Phasen durchlaufen:

In der ersten Phase (1978 – 1988) wurde erstmals ein Kontrollsystem für Staatskapital geschaffen. Während dieser Periode begannen sich mit der Überlassung bestimmter Entscheidungsrechte an die Unternehmen und dem Zulassen von Gewinnen sowie der groß angelegten Reform zur Übernahme von Geschäftsverantwortung auch die Beziehungen zwischen Regierung und Wirtschaft zu verändern. Ebenfalls zu dieser Zeit überließ die chinesische Zentralregierung eine große Menge ursprünglich zu verschiedenen Ministerien und ihren Komitees gehörenden und von diesen verwalteten Unternehmen der lokalen Regierungsebene, insbesondere den wirtschaftlich starken Kernstädten. Damit wurde der vorhergehende Modus übermäßig stark zentralisierter Verwaltung des Staatskapitals abgelöst und einige wirtschaftlich starke Kernstädte verfügten nun über mehr Kontroll- und Verwendungsrechte für das staatliche Kapital. 

Bei der zweiten Phase handelte es sich um eine experimentierfreudige Periode (1988 – 2002) in der Entwicklung des Kontrollsystems. Ihre Kennzeichen waren 1987 die Schaffung des landesweit ersten Verwaltungsorgans eigens für staatliches Vermögen in Shenzhen und die 1988 erfolgte Schaffung eines Amtes zur Verwaltung staatlichen Vermögens durch den Staatsrat, das teilweise auch eine Kontrollfunktion ausübte. Daraufhin führten auch Peking und Shanghai jeweils Reformversuche durch und bildeten jeder ihre ganz eigene Art und Weise der Kapitalverwaltung aus. Diese fruchtbaren Experimente schufen die Voraussetzungen für die spätere Herausbildung eines landesweit einheitlichen Systems zur Kontrolle staatlichen Kapitals. Diese Periode der Reformpraxis sorgte dafür, dass das Bewusstsein der Menschen für die Eigentumsform des staatlichen Kapitals sich zu festigen begann und, dass das Ziel seiner Wertsicherung und Steigerung ausgesprochen wurde. Jedoch wiesen die in jener Periode herausgebildeten Kontrollsysteme für staatliches Kapital noch immer zahlreiche deutlich sichtbare Probleme auf. 

Die dritte Phase entspricht der Schaffung der Kommission des Staatsrats zur Kontrolle und Verwaltung von Staatsvermögen und der grundlegenden Herausbildung des Kontrollsystems staatlichen Vermögens neuen Typs (2003 – heute). Nach der Auflösung des ursprünglichen Amtes zur Verwaltung staatlichen Vermögens und der Hauptaufsicht für normale konkurrenzorientierte Branchen in der zweiten Jahreshälfte 1998 wurden die personellen Angelegenheiten der Betriebe und die Verantwortung zur Überwachung der Betriebe in einer Dienststelle vereint. Die Gewinnaufteilung und die Veränderungen im Eigentumsrecht staatlicher Unternehmen sowie weitere Kompetenzen wurden noch immer von verschiedenen Behörden verantwortet. Dieses System der Zerstückelung von Kompetenzen hatte direkt die Zerstückelung des staatlichen Eigentumsrechtes und das Absinken der Betriebseffizienz staatlichen Kapitals zur Folge. 2001 wuchs das im Betrieb eingesetzte staatliche Kapital nur um 6,6%. Die Ertragshoheit des Staatskapitals wurde ignoriert oder sogar verletzt und hatte jedes Jahr den Verlust von mehreren Milliarden Yuan zur Folge. Die Unklarheit in den Kompetenzen zwischen Staat und Unternehmen und die zerstückelte Verwaltung führten zu einer Trennung von Kapitalverwaltung und dem eigentlichem Unternehmensbetrieb. Dadurch wurde es nahezu unmöglich, die Sachhaftung zu bestimmen. Vor diesem Hintergrund wurde im November 2002 der 16. Parteitag der KPCh einberufen und der Vorschlag zur Einrichtung einer speziellen Dienststelle zur Überwachung staatlichen Vermögens eingebracht. Im März 2003 wurden auf zentraler und lokaler Ebene jeweils Kommissionen zur Kontrolle und Verwaltung von Staatsvermögen eingerichtet, die die Kompetenzen zur Personalverwaltung, zur Verwaltung des eigentlichen Unternehmensbetriebes und zur Kapitalverwaltung in sich vereinten. Die Zentralregierung übernahm mit der Einrichtung von Apparaten zur staatlichen Kontrolle und Verwaltung von Staatsvermögen umfassende Verantwortung für diesen Bereich. Die Funktionen der ursprünglich drei Teilkommissionen des Staatsrates wurden vereint und in der Kommission zur Kontrolle und Verwaltung von Staatsvermögen zusammengeführt. Zur gleichen Zeit wurde auch auf den beiden lokalen Regierungsebenen der Provinzen und der Städte jeweils die Arbeit zur Einrichtung von Kommissionen zur Kontrolle und Verwaltung von Staatsvermögen in Angriff genommen. Im Juni 2003 erließ der Staatsrat die „Vorübergehenden Bestimmungen zur Kontrolle und Verwaltung von staatlichem Vermögen in Unternehmen“ und präzisierte weitergehend den grundlegenden Rahmen zur Kontrolle und Verwaltung des chinesischen Staatsvermögens. Die im August 2015 vom Zentralkomitee der KPCh und dem Staatsrat gemeinsam herausgegebenen „Leitgedanken zur Vertiefung der Reform der Staatsunternehmen“ stellen die Funktionen der Dienststellen zur Kontrolle und Verwaltung staatlichen Vermögens dar. Ihr Schwerpunkt wandelte sich von der Unternehmensverwaltung hin zur Kapitalverwaltung. Im Oktober 2015 gab der Staatsrat „Einige Gedanken des Staatsrates zur Reform und Perfektionierung des Verwaltungssystems staatlichen Vermögens“ heraus, darauffolgend gab er wiederum „Gedanken des Staatsrates zur Stärkung und Verbesserung der Kontrolle staatlichen Vermögens in Unternehmen zur Prävention des Abflusses staatlichen Vermögens“ heraus. 

 

Insgesamt gesehen, hat die Reform der staatseigenen Unternehmen tatsächlich zu deutlichen Fortschritten geführt. Die Grenzen der Eigentumsrechte des staatlichen Kapitals wurden präzise definiert und auch die Funktionen und die Formen der staatlichen Wirtschaft haben enorme Veränderungen erfahren. Aber noch immer existieren einige tiefwurzelnde Widersprüche, die noch nicht gelöst wurden. Die Beziehungen zwischen Staatskapital und sozialistischer Marktwirtschaft wurden noch nicht vollständig in Einklang gebracht. Eine noch weitreichendere Reform der staatseigenen Unternehmen und eine weitere Anpassung der Funktionen des Staatskapitals werden zurzeit in Angriff genommen. 

Die Aufstellung der staatseigenen Wirtschaft in den verschiedenen Sektoren und nicht rational begründete Strukturen lassen noch immer einen enormen Spielraum für Anpassungen. Gegenwärtig verteilt sich das Staatskapital noch immer auf zahlreiche Branchen und Sektoren, davon machen einfache weiterverarbeitende Industrie, Handel und der Dienstleistungssektor ungefähr die Hälfte aus. In diesen Bereichen lässt sich jedoch der Rückzug des Staates noch weiter fortführen. Außerdem ist auch ein Rückzug des Staatskapitals aus den Segmenten und Dienstleistungen in monopolistisch organisierten Branchen notwendig, in denen Konkurrenz zugelassen werden kann. Im Bereich der gesellschaftlichen Wohlfahrt, die eine schwerpunktmäßige Stärkung des Staatskapitals benötigt, ist die Versorgung mit Staatskapital bisher noch deutlich unzureichend. Daher handelt es sich bei der strategischen Restrukturierung der staatlichen Wirtschaft nach wie vor um eine enorm schwierige und große Aufgabe.

Zum Aufbau eines modernen Eigentumsrechts für Unternehmen im eigentlichen Sinne des Wortes ist es noch immer ein langer und beschwerlicher Weg. Reformen zur klaren Absteckung der Eigentumsrechte an den staatseigenen Unternehmen, zur sinnvollen Strukturierung der Eigentumsrechte, zur normalen Zirkulation von Eigentumsrechten, zum wirksamen Schutz von Erlösen aus Eigentumsrechten sowie zu vier weiteren großen Feldern des Eigentumsrechts wurden noch nicht vollständig abgeschlossen. Ein wesentlicher Teil der großen Staatsunternehmen, insbesondere der staatseigenen Unternehmensgruppen, die direkt zur Zentralregierung gehören, arbeiten noch immer mit dem Muster des Staats als alleinigem Kapitalgeber. In der inneren Organisationsstruktur dieser Unternehmen und in der Aufstellung ihrer Verwaltungsstruktur findet sich noch große Uneinheitlichkeit. Die Widersprüche zwischen den vom alten System übriggebliebenen „alten drei Komitees“24 und den vom modernen Unternehmenssystem eingeforderten „neuen drei Komitees“25 haben ein unaufhörliches „Kräftezehren“ innerhalb der Unternehmen zur Folge und machen es ihnen nahezu unmöglich, ihre Verwaltungseffizienz zu steigern.

Einige Staatsunternehmen konnten im Prozess der Systemreform noch nicht die Beziehungen zwischen allen Interessengruppen zufriedenstellend lösen. Einige Reformmaßnahmen schadeten sowohl den Interessen von Investoren sowie Kreditgebern als auch den Interessen der großen Masse der Arbeiter und Angestellten. In den Unternehmen wiederum erschleichen sich manche nach wie vor ohne Bedenken Staatsvermögen, Staatsvermögen und Staatskapital sind daher noch immer der stetigen Gefahr illegalen Abflusses ausgesetzt.

Im Kontroll- und Verwaltungssystem des Staatsvermögens besteht eine erneute Vereinigung von Regierung und Unternehmen sowie Regierung und Vermögen. Zwar hat China bereits einen speziellen Apparat zur Kontrolle und Verwaltung von Staatsvermögen aufgebaut, dennoch ist der Widerspruch, dass die Dienststellen zur Kontrolle und Verwaltung von Staatsvermögen gleichzeitig als Schiedsrichter und als Sportler agieren, noch keinesfalls grundlegend gelöst. Wie man für eine grundsätzliche Trennung von Regierung und Unternehmen sorgt, wird das im nächsten Schritt in der Kontrolle und Verwaltung von Staatsvermögen zu lösende Problem sein.

6. Die aktuelle strategische Stellung und Funktion des Staatskapitals

Nach einer von der Antike über die Neuzeit bis in die Gegenwart reichenden, mehrere Jahrtausende umfassenden wechselvollen Geschichte ist die Wirtschaftsentwicklung Chinas seit 1978 in eine vorher noch nie gekannte Glanzzeit eingetreten. Bis 2015 vollendete China nicht nur beinahe seine Industrialisierung und ist zur zweitgrößten Wirtschaft der Welt aufgestiegen, sondern auch das Pro-Kopf-Einkommen erreichte 8.100 US-Dollar. Damit ist China in die Riege der mittel bis hoch entwickelten Länder aufgerückt. Im Prozess dieser sprunghaften Industrialisierung, Umstellung auf Marktwirtschaft, Urbanisierung und Internationalisierung haben das Staatskapital als auch die Staatsunternehmen beständig Reformen erfahren und haben sich allmählich in die Marktwirtschaft integriert. Sie wurden zu wichtigen Akteuren, die an der Konkurrenz des Marktes teilnehmen. Die Staatsunternehmen konzentrieren sich durch die strategische Restrukturierung nun mehr auf einige für die Volkswirtschaft elementare Grundindustrien sowie die Ressourcenförderung. Das Staatskapital vollzieht im Moment einen Wandel auf ein höheres Niveau durch seine Umwandlung in Wertpapierform. Die Praxis zeigt deutlich, dass das chinesische Modell mit seinem über ausgeprägte steuernde Funktionen verfügenden Staatskapital wahrlich Erfolge errungen hat, die die Blicke der Welt auf es ziehen. Aktuell nehmen verschiedene Länder sich gegenseitig zum Vorbild und vertiefen ihr eigenes Entwicklungsmodell. Vor diesem Hintergrund besitzt eine Analyse und ein Überblick über das Staatskapital anhand der historischen Erfahrungen Chinas sowie eine Analyse und ein Überblick über die funktionale Stellung der staatseigenen Wirtschaft im marktwirtschaftlichen System, insbesondere in einer Transformationsökonomie selbstverständlich eine wichtige theoretische und praktische Bedeutung. 

Am 24. August 2015 veröffentlichten das Zentralkomitee der KPCh und der Staatsrat gemeinsam die „Leitgedanken zur Vertiefung der Reform der Staatsunternehmen“ und brachten Folgendes ein: „Die Staatsunternehmen sind das Eigentum des ganzen Volkes. Sie treiben die Modernisierung des Landes voran, sie sind eine wichtige Kraft, die die gemeinsamen Interessen des Volkes garantiert. Außerdem sind sie die entscheidende materielle und wirtschaftliche Grundlage der Entwicklung der Sache unserer Partei und unseres Landes.“ Dies ist wahrscheinlich die momentan neueste Erkenntnis Chinas zu Charakter und Funktion der Staatsunternehmen. Im Dezember des gleichen Jahres veröffentlichte die Kommission des Staatsrates zur Kontrolle und Verwaltung von Staatsvermögen, das Finanzministerium und die staatliche Kommission für Entwicklung und Reform auf der Grundlage der Bestätigung der strategischen Positionierung und des Entwicklungsziels der Staatsunternehmen durch das Zentralkomitee der KPCh und den Staatsrat seit dem 18. Parteitag der KPCh die „Leitgedanken zur Bestimmung der Funktion und der Einteilung von Staatsunternehmen“. Darin werden Staatsunternehmen in die zwei Kategorien „kommerziell und öffentliche Wohlfahrt“ unterschieden. Dieses Dokument hält fest: „Kommerzielle Staatsunternehmen und der öffentlichen Wohlfahrt dienende Staatsunternehmen müssen als eigenständige Marktakteure ihre Betriebsweise an die Anforderungen der Marktwirtschaft anpassen. Als Staatsunternehmen unter den Bedingungen einer sozialistischen Marktwirtschaft müssen sie aus eigenem Antrieb der Staatsstrategie dienen und eigeninitiativ ihre gesellschaftliche Verantwortung erfüllen.“ Die Anforderungen an die kommerziellen Staatsunternehmen sind: „Mit der Stärkung der Vitalität der staatseigenen Wirtschaft, der Erweiterung der Funktionen des Staatskapitals, der Verwirklichung von Werterhalt und Wertsteigerung staatlichen Vermögens als Hauptzielstellungen soll nach den Anforderungen der Marktwirtschaft ein kommerzieller Betrieb in die Praxis umgesetzt werden. Die Unternehmen sollen gesetzestreu eigenständige, verselbstständigte Produktions- und Betriebsaktivitäten entfalten, natürliche Selektion und ein geordnetes Ein- und Austreten aus dem Markt praktizieren. Unternehmen, deren Hauptgeschäft von wichtiger Bedeutung für die nationale Sicherheit ist, wichtige Branchen und Schlüsselsektoren, die Lebensadern der Volkswirtschaft bilden sowie hauptsächlich spezielle Aufgaben von großer Wichtigkeit übernehmende kommerzielle Staatsunternehmen sollen die Garantie der nationalen Sicherheit und für das Funktionieren der Volkswirtschaft zum Ziel haben. Sie sollten schwerpunktmäßig für die Zukunft wichtige, strategische Industrien entwickeln und eine organische Vereinigung von wirtschaftlichem, gesellschaftlichem und sicherheitstechnischem Nutzen realisieren.“ Die Anforderungen an der öffentlichen Wohlfahrt dienende Staatsunternehmen lauten jedoch wie folgt: „Die Garantie des Lebensunterhaltes des Volkes, der Dienst an der Gesellschaft und das Angebot an öffentlichen Gütern sowie Dienstleistungen sind das Hauptziel. Der Preis elementarer Produkte und Dienstleistungen kann von der Regierung angepasst und kontrolliert werden. Sie sollen sich aktiv in den Marktmechanismus einfügen und stetig die Effizienz und die Leistungsfähigkeit der öffentlichen Dienstleistungen steigern.“

6.1. Verwandlung zum grundlegenden Instrument der Umsetzung der staatlichen Wirtschaftsstrategie

Gemäß der historischen Erfahrungen in der Wirtschaftsentwicklung einiger Länder der Welt, insbesondere der sich erst spät entwickelnden Länder erfüllen Staatskapital und staatseigene Wirtschaft in der Entwicklung der Wirtschaft und der Schaffung privater nationaler Industrie eine unersetzliche Funktion. Es kann davon ausgegangen werden, dass die staatseigene Wirtschaft und das Staatskapital in der Strategie der staatlichen Wirtschaftsentwicklung auch nach dem Eintritt in die Marktwirtschaft noch immer über unersetzliche Funktionen verfügen. Die Existenz staatlichen Kapitals bot eine starke Unterstützung für die Verwirklichung der strategischen Ziele des chinesischen Staates.

Die Entwicklung und Verbreitung strategisch wichtigen Hightechs: Mit dem Eintritt der menschlichen Gesellschaft in das Zeitalter einer neuen Wirtschaft zeigt sich die Wichtigkeit von Wissenschaft und Technik immer deutlicher. Die Höhe des Entwicklungsniveaus von Wissenschaft und Technik nimmt direkten Einfluss auf die Gesamtstärke eines Landes oder einer Region und seine Konkurrenzfähigkeit. Die Erfolge im Bereich von Informationstechnologie, alternativen Energiequellen, Raumfahrttechnik, Atomtechnologie, neuen Materialien, Marinetechnik und Biotechnologie und weiteren Wissenschafts-, Technik- und Forschungsfeldern werden in Zukunft grundlegenden Einfluss auf die Konkurrenzfähigkeit eines Landes ausüben. Jedoch können in diesen Bereichen der große Umfang der notwendigen Kapitalinvestitionen, die Höhe des Risikos, die Dauer bis zur Amortisierung der Kosten, die Notwendigkeit der Geheimhaltung und die Interdisziplinarität bestimmter Forschungsaktivitäten vom allergrößten Teil der nichtstaatlichen Unternehmen und vom allergrößten Teil des nationalen Privatkapitals nicht geleistet werden. Dort muss auf die Stärke des Staatskapitals zurückgegriffen werden. Einige entwickelte Länder entwickeln die Hightech-Branche ebenfalls mehr in Form von staatseigenen Unternehmen. Zum Beispiel sind die NASA, die Europäische Weltraumorganisation (ESA) und Airbus etc. alle in der Hand von Staatskapital. Raumfahrt und Kerntechnik Chinas wurden gleichermaßen mit Förderung durch Staatskapital in hohem Tempo aufgebaut.

Die Kontrolle strategischer Sektoren: Von wirtschaftswissenschaftlicher Perspektive aus gesehen, verfügen die sogenannten strategischen Sektoren alle über folgende Merkmale: Sie spiegeln das Industrialisierungsniveau des entsprechenden Landes wider, verfügen über eine starke Innerkonnektivität mit verschiedenen anderen Sektoren und steigern die Wachstumsrate der Gesamtwirtschaft. Jedoch sind die strategischen Sektoren eines Landes nicht gleichbleibend, sondern verändern sich mit dem Niveau der Wirtschaftsentwicklung. Unter bestimmten Voraussetzungen muss das Staatskapital in einem gewissen Grade Kontrolle über diese strategischen Sektoren ausüben. Dies kann hilfreich für die Verwirklichung der staatlichen Strategie sein. Das Staatskapital sollte sich jedoch aus eigenem Antrieb aus Sektoren zurückziehen, die bereits ihre strategische Bedeutung verloren haben, um negative Auswirkungen auf den Wettbewerb in diesen Sektoren zu vermeiden.

Die Erschließung und Aneignung von strategischen Ressourcen: Strategische Ressourcen wie Land, Erdöl, Kohle, Eisenerz, seltene Erden und Wälder sind die Lebensadern der Volkswirtschaft. Ihre Erschließung ist von entscheidender Bedeutung für die Entwicklung der Volkswirtschaft. Außerdem ist der Besitz strategischer Ressourcen mit der Wahrung der Sicherheit eines Staates verbunden. Wenn das Staatskapital unmittelbar die strategischen Ressourcen kontrolliert, kann es in der Erschließung und Nutzung der Ressourcen sowie weiteren betreffenden Aspekten effektiver und direkter den Willen des Staates repräsentieren. Aus den Erfahrungen verschiedener Länder zeigt sich, dass Staatsunternehmen im Sektor der strategischen Ressourcen typischerweise einen hohen Anteil ausmachen. 

6.2. Wandlung in ein Instrument politischer Entscheidungen für die makroökonomische Lenkung durch die Regierung

Länder mit einer entwickelten Marktwirtschaft wenden vor allem Finanz- und Währungspolitik zur makroökonomischen Lenkung an. Die staatseigene Wirtschaft allein ist nicht ausreichend, um diese Aufgabe zu erfüllen. Da die staatliche Wirtschaft in China nach wie vor eine wichtige ökonomische Kraft darstellt, kann ihre Steuerungs- und Einflusskraft als ein in jeder Hinsicht der Finanz- und Währungspolitik ebenbürtiges Instrument politischer Entscheidungen in der Wirtschaftslenkung dienen. Der Grund dafür, dass China ein sich von westlichen Staaten unterscheidendes Modell der Marktwirtschaft anwendet, also das Modell der sozialistischen Marktwirtschaft, liegt in der politischen Bedeutung, über die Staatskapital und staatliche Wirtschaft verfügen. Die Eigenheiten dieses chinesischen Modells lassen sich folgendermaßen zusammenfassen: Die Regierung lenkt den Markt mithilfe politischer Leitlinien unter anderem für Finanz- und Währungspolitik sowie die staatseigene Wirtschaft. Der Markt wiederum leitet andere Unternehmen an, um die von der Regierung verfolgten Wirtschaftsziele umzusetzen. Allerdings muss betont werden, dass die chinesischen Staatsunternehmen nahezu neutrale Wirtschaftsorganisationen sind. Zwar sind Staatsunternehmen Wirtschaftsorganisationen, sie sind jedoch wiederum nicht ausschließlich auf Profit orientiert. Ansonsten könnten die Staatsunternehmen die Stärke der Regierung ausnutzen und Marktmonopole bilden und damit das Modell letztendlich zum Scheitern bringen. Kurz gesagt, müssen die Staatsunternehmen sich weiterhin an der Vereinigung von wirtschaftlichem Ertrag und gesellschaftlicher Verantwortung orientieren. Sie müssen an einer nachhaltigen Entwicklung festhalten und in zahlreichen Aspekten wie der Mitwirkung am Aufbau eines rechtlichen Rahmens, dem gesetzestreuen Betrieb, guten Umgang mit ihren Mitarbeitern, einer sinnvollen Unternehmensstruktur, regelkonformer Verwaltung, Ressourceneinsprung, Umweltschutz und Dienst an der Gesellschaft zum Vorbild und Maßstab der gesamten Gesellschaft werden.

6.3. Wandlung in einen Schutzschild zur Verteidigung der wirtschaftlichen Sicherheit Chinas

Kapital kann im Wesentlichen in zwei Arten aufgeteilt werden: materiell vorhandenes und virtuelles Kapital. Im Zustand der Marktwirtschaft bilden sie jeweils den Markt materiell vorhandenen Kapitals und den virtuellen Kapitalmarkt. Im Markt existieren immer Risiken und die wirtschaftliche Entwicklungsgeschichte verschiedener Länder beweist zur Genüge, dass diese Marktrisiken sich auch gelegentlich in der Form von Krisen konzentriert Luft verschaffen. Dabei versetzen sie einem Land oder sogar der gesamten Welt einen enormen Schlag, mehr noch, sie können auch die Wirtschaft eines Landes in kurzer Zeit zum Kollaps bringen und ihren Bankrott verursachen. Insbesondere die Vernichtungskraft, über die Krisen des virtuellen Kapitalmarktes verfügen, übersteigt häufig die Vorstellungen der Menschen. Die Eigenschaft des Staatskapitals, den Willen des Staates und des Gesamtvolkes zu repräsentieren, kann einen wirksamen Ausgleicheffekt gegen spekulatives Kapital schaffen. Es kann die Stabilität und die Liquidität des Marktes aufrechterhalten, wenn spekulatives Kapital Unruhe stiftet. Damit können in gewissem Maße die Schäden einer Krise abgewendet oder zumindest abgemildert werden. Dies stellte sich in der Reaktion Chinas auf die 1997 ausgebrochene Asienkrise und die 2008 in den USA ausgebrochene Finanzkrise bereits mehrfach heraus. Außerdem folgte auch die US-amerikanische Regierung dem Beispiel einiger entwickelter europäischer Länder, die in Reaktion auf die Finanzkrise von 2008 Banken verstaatlichten. Sie stieg ebenfalls in Bankaktien ein, um mithilfe der Kraft des Staates die heftigen Schwankungen des Finanzmarktes zu beruhigen. Die sogenannte freie Wirtschaft, also die Nichteinmischung und Nichtbeteiligung der Regierung an der Wirtschaft, existiert in der Realität grundsätzlich nicht. Es lässt sich lediglich ein unterschiedliches Niveau von Einmischung und Beteiligung unterscheiden.

Auch im materiell vorhandenen Kapital in Form von Produktionskapital besteht die Gefahr einer Krise aufgrund struktureller Ungleichgewichte oder einem nicht reibungslos verlaufenden Upgrade der Produktion. Vor dem Hintergrund der täglich voranschreitenden Globalisierung der Wirtschaft nutzen die multinationalen Konzerne der wirtschaftlich entwickelten Länder die Vorteile ihrer Größe und ihrer Technik sowie systemische Vorteile aus, um andere Unternehmen in ihren Ursprungsländern niederzukonkurrieren. Wenn es keinen Ausgleichmechanismus gibt, mit dem darauf reagiert wird und eine Begrenzung ermöglicht, können das private nationale Kapital der sich später entwickelnden Länder oder sogar die strategischen Sektoren eines Landes und weitere auf materiell vorhandenem Kapital basierende Sektoren kaum überleben. Den Kern eines solchen Mechanismus können nur das Staatskapital und staatseigene Unternehmen bilden. Sobald das Produktionskapital und sein Markt ungewöhnliche Veränderungen wie zum Beispiel eine extreme Knappheit oder einen extremen Überschuss an irgendwelchen wichtigen Elementen aufweisen, können diese monopolistisch gehandhabt werden. Dann können die Vorteile der Größe des Staatskapitals ausgenutzt werden, um den Markt zu beruhigen, Spekulation zu bekämpfen und den plötzlichen Angriff von außen kommenden Kapitals abzuwehren. Auf diese Weise kann dann die Sicherheit der Wirtschaft des Landes und des privaten nationalen Kapitals gewährleistet werden.

6.4. Upgrade der staatseigenen Wirtschaft und der Wirtschaftsstruktur
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